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zuletzt geändert am 18.3.2003 

 
Präambel: 
Die Fischerei in den Küsten- und Binnengewässern Schleswig-Holsteins bildet einen wichtigen 
wirtschaftlichen und soziokulturellen Bestandteil der schleswig-holsteinischen Gesellschaft. Ihre 
Erhaltung ist notwendig. 
Die Küsten- und Binnengewässer und die in ihnen lebenden Tiere und Pflanzen sind bedeutende 
Bestandteile des Naturhaushaltes. Schutz, Erhaltung und Entwicklung dieser Lebensräume mit ihrer 
vielfältigen Tier- und Pflanzenwelt und eine gute Wasserqualität sind Voraussetzung für eine 
Nutzung der in ihnen lebenden Fischbestände. Der Schutz dieser Fischbestände in ihrer natürlichen 
Artenvielfalt und ihrer nachhaltigen Nutzungsmöglichkeit ist Ziel dieses Gesetzes. 
 

Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz regelt die Fischerei in den Küsten- und Binnengewässern Schleswig-Holsteins 
sowie die Fischerzeugung in besonderen Anlagen. 
(2) Küstengewässer sind alle innerhalb der Landesgrenze liegenden Teile der Nord- und Ostsee bis 
zur seewärtigen Grenze des Küstenmeeres der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der 
Wattflächen, Außentiefs, Priele, der offenen Meeresbuchten, der außerhalb der Schutzdeiche 
liegenden Fleete, Flutmulden, Uferauskolkungen und sonstigen lagunenähnlichen Strandseen, der 
Häfen und Hafenanlagen und der Strecken von Flußläufen und anderen Gewässern, die in der Anlage 
mit ihren Grenzen zu den Küstengewässern aufgeführt sind, bei allen anderen Flußläufen enden die 
Küstengewässer vor deren Mündungen. 
(3) Binnengewässer sind alle anderen ständig oder zeitweilig oberirdisch in Betten fließenden oder 
stehenden Gewässer. Dazu gehören auch Teichwirtschaften und vergleichbare Anlagen. 

§ 2 
Geschlossene Gewässer 
(1) Geschlossene Gewässer im Sinne dieses Gesetzes sind Fischteiche, Angelteiche und angelegte 
Seen, denen es an einer für den Fischwechsel geeigneten Verbindung mit einem natürlichen 
Gewässer fehlt, stehende Gewässer, die zum unmittelbaren Haus-, Hof- oder sonstigen 
Betriebsbereich gehören, nicht größer als 0,5 Hektar sind und keine für den Fischwechsel geeignete 
Verbindung mit einem offenen Gewässer haben (private Kleingewässer). 
(2) Andere Gewässer sind offene Gewässer. 
(3) Nach bisherigem Recht zu geschlossenen Gewässern erklärte Binnengewässer verlieren diesen 
Status mit Ablauf der laufenden Schließungsperiode. Eine Verlängerung ist ausgeschlossen. 

§ 3 
Fischereirecht und Hegepflicht 
(1) Das Fischereirecht gibt den Fischereiberechtigten die Befugnis, in einem Gewässer Fische zu 
hegen, zu fangen und sich anzueignen (Fischerei). Fische im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Neunaugen, zehnfüßige Krebse, Muscheln und Tintenfische. Das Fischereirecht erstreckt sich auch 
auf alle Entwicklungsstadien der Fische; artenschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt. Die 
Fischereiberechtigten haben die Pflicht, einen der Größe und Beschaffenheit des Gewässers 
entsprechenden artenreichen, heimischen und gesunden Fischbestand aufzubauen und zu erhalten 



sowie die Gewässerfauna und -flora in und am Gewässer zu schonen und zu schützen (Hege). 
(2) Eine Hegeverpflichtung besteht nicht für Küstengewässer und für geschlossene Gewässer. 
(3) Die Fischereirechte gehören dem Privatrecht an; § 1004 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet  

Anwendung. 
Zweiter Teil 
Fischereiberechtigung 

§ 4 
Fischereirecht in Küstengewässern 
(1) Durch Eigentum an Küstengewässern wird kein Fischereirecht begründet. In den 
Küstengewässern besteht, mit Ausnahme der Muschelfischerei und der Bereiche, in denen 
selbständige Fischereirechte bestehen, freier Fischfang, soweit er nicht durch Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union, des Bundes, des Landes oder durch dieses Gesetz oder durch Abkommen mit 
anderen Staaten eingeschränkt wird. 
(2) Soweit keine selbständigen oder beschränkt selbständigen Fischereirechte bestehen, hat in den 
Küstengewässern jede natürliche Person das Recht des freien Fischfangs mit der Handangel. 
Handangel im Sinne dieses Gesetzes ist jedes zum Fang von Fischen bestimmte Rutenangelgerät, die 
Pödderangel, das Senknetz bis zu einer Größe von einem Quadratmeter, der Schiebehamen bis zu 
einer Breite von zwei Metern oder ein mit diesen vergleichbares anderes Gerät. 
(3) Andere Fanggeräte als die Handangel dürfen nur von Erwerbsfischerinnen oder Erwerbsfischern 
(Haupt- und Nebenerwerb) eingesetzt werden, die eine Ausbildung zur Fischwirtin oder zum 
Fischwirt oder eine gleichwertige Berufsausbildung abgeschlossen haben. 
(4) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes als Erwerbsfischerinnen oder Erwerbsfischer bei 
der oberen Fischereibehörde gemeldet sind und nicht die Voraussetzungen des Absatzes 3 erfüllen, 
dürfen die Fischerei in bisheriger Art und bisherigem Umfang weiter ausüben. 
(5) Personen, die nicht Erwerbsfischerinnen oder Erwerbsfischer sind, kann die obere 
Fischereibehörde die Benutzung einzelner Arten von Fanggeräten in geringem Umfang unter 
Nebenbestimmungen gestatten. 

§ 5 
Fischereirecht in Binnengewässern 
In den Binnengewässern steht der Eigentümerin oder dem Eigentümer des Gewässergrundstücks das 
Fischereirecht zu. Mit neuen Fischereirechten darf ein Gewässer unbeschadet des § 6 nicht belastet 
werden. 

§ 6 
Selbständiges Fischereirecht 
(1) Fischereirechte, die nicht der Eigentümerin oder dem Eigentümer des Gewässergrundstücks 
zustehen (selbständige Fischereirechte), selbständige Fischereirechte, die auf das Hegen, Fangen 
oder aneignen bestimmter Fischarten, auf die Benutzung bestimmter Fanggeräte oder in anderer 
Hinsicht eingeschränkt sind (beschränkte selbständige Fischereirechte) oder selbständige 
Fischereirechte, die nur zum Fischfang für den häuslichen Gebrauch für den Eigenbedarf und den der 
Familienangehörigen, die im eigenen Haushalt leben. 
(Küchenfischereirechte), berechtigen und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ohne 
Widerspruch im Fischereibuch (altes Fischereibuch) gemäß § 11 des Fischereigesetzes vom 11. Mai 
1916 (GS. S. 55), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215), 
eingetragen sind, bleiben bestehen. Gleiches gilt für alle im alten Fischereibuch eingetragenen 
Fischereirechte in Küstengewässern einschließlich der eingetragenen Widersprüche. 
(2) Ein selbständiges Fischereirecht ist ein das Gewässergrundstück belastendes Recht. Es kann auf 
Antrag in das Grundbuch eingetragen werden. 
(3) Ein selbständiges Fischereirecht, das mit dem Eigentum an einem Grundstückverbunden ist, 



verbleibt bei dessen Teilung, wenn nichts anderes entsprechend § 10 vereinbart wird, bei der ältesten 
Hofstelle oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, bei dem größten Teilgrundstück. Bei einer 
Teilung in gleiche Teile verbleibt das Fischereirecht bei dem Teilgrundstück, das die oberste 
Fischereibehörde bestimmt. Eine Vereinbarung, nach der das Fischereirecht mit mehreren 
Teilgrundstücken verbunden bleiben soll, ist nichtig. 

§ 7 
Fischereibuch 
(1) Fischereirechte gemäß § 6 Abs. 1 werden von Amts wegen in ein Fischereibuch eingetragen, das 
von der obersten Fischereibehörde geführt wird (neues Fischereibuch). 
(2) Fischereirechte, gegen die ein Widerspruch im alten Fischereibuch eingetragen ist, werden auf 
Antrag der fischereiberechtigten Person in das neue Fischereibuch nur eingetragen, wenn ein 
rechtskräftiges Urteil oder eine Einigung über das Bestehen des Fischereirechts vorgelegt wird. 
Andernfalls erlöschen sie mit Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
(3) Auf Fischereirechte, die im Grundbuch eingetragen sind, ist diese Vorschrift nicht anzuwenden. 
(4) Das alte Fischereibuch gilt nach Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist als geschlossen. 
(5) Das Nähere über Datenerhebung, Auskunftserteilung, Dauer der Datenspeicherung und 
Datenübermittlung aus dem Fischereibuch regelt die oberste Fischereibehörde durch Verordnung. 

§ 8 
Veränderung von Gewässern 
(1) Verläßt ein fließendes Gewässer infolge natürlicher Ereignisse sein Bett oder bildet sich ein neuer 
Arm, so gehen die nicht der Eigentümerin oder dem Eigentümer des Gewässers zustehenden 
Fischereirechte am alten Gewässer auch auf das neue fließende Gewässer über. 
(2) Wird ein fließendes Gewässer künstlich abgeleitet, so gehen die in Absatz 1 genannten 
Fischereirechte auf das neue fließende Gewässer über, wenn dieses mehr als die Hälfte des Abflusses 
bei gewöhnlichem Wasserstand aufzunehmen bestimmt ist. Die Fischerei in dem alten Gewässer 
steht der Person zu, die die Ableitung hergestellt hat. Die nach Satz 1 fischereiberechtigte Person 
kann von dieser für die Verminderung des Wertes ihres Fischereirechts Entschädigung verlangen. 
(3) Umfang und räumliche Ausdehnung der Fischereirechte im neuen fließenden Gewässer (Absatz 1 
und 2) bestimmen sich nach denjenigen im alten Gewässer. 

§ 9 
Übertragung und Verkauf von Fischereirechten 
(1) Ein selbständiges Fischereirecht kann durch Rechtsgeschäft übertragen werden. Das 
Rechtsgeschäft bedarf der notariellen Beurkundung. Die Eigentümerin oder der Eigentümer des 
belasteten Gewässergrundstücks hat ein Vorkaufsrecht, das nur innerhalb von drei Monaten nach 
Mitteilung des Kaufvertrages an die Vorkaufsberechtigten ausgeübt werden kann. Dies gilt nicht, 
wenn sich ein selbständiges Fischereirecht über mehrere Gewässergrundstücke erstreckt. Die 
Vorschriften der §§ 504 bis 509, 510 Abs. 1 und § 512 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden 
entsprechende Anwendung. 
(2) Ist das selbständige Fischereirecht mit dem Eigentum an einem Grundstück verbunden, das mit 
einem Recht Dritter belastet ist, so kann dieses Fischereirecht nur übertragen werden, wenn diese in 
öffentlich beglaubigter Form zustimmen, es sei denn, ihr Recht wird durch die Übertragung nicht 
berührt. 
(3) Sind mit dem selbständigen Fischereirecht Nebenrechte, insbesondere zum Trocknen der Netze 
oder zur Rohrnutzung verbunden, so gehen auch diese mit dem Erwerb über. 
(4) Ist ein Gewässergrundstück mit mehreren selbständigen Fischereirechten belastet, so können 
diese durch Rechtsgeschäft nur auf eine an dem gleichen Gewässergrundstück fischereiberechtigte 
Person oder an die Eigentümerin oder den Eigentümer des belasteten Gewässergrundstücks 
übertragen werden. Treten hierbei Vermögensnachteile auf, findet § 45 Anwendung. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gelten entsprechend. 
(5) Beschränkte selbständige Fischereirechte oder Küchenfischereirechte können nur ungeteilt 



vererbt oder durch Rechtsgeschäft unter Lebenden nur an die Eigentümerin oder den Eigentümer des 
belasteten Gewässergrundstücks übertragen werden. Absatz 1 Satz 1 und 3 und Absatz 4 Satz 2 
gelten entsprechend. 
(6) Ist ein Gewässergrundstück mit mehreren beschränkten selbständigen Fischereirechten oder 
Küchenfischereirechten belastet, so gilt Absatz 5 entsprechend. 

§ 10 
Vereinigung, Erlöschen und Aufhebung von Fischereirechten 
(1) Vereinigt sich ein selbständiges Fischereirecht gemäß § 9 Abs.1 und 2 mit dem Eigentum des 
belasteten Gewässergrundstücks oder gemäß § 9 Abs. 4 mit einem anderen selbständigen 
Fischereirecht, so erlischt es als eigenes Recht. 
(2) Beschränkte selbständige Fischereirechte können gegen angemessene Entschädigung der 
Inhaberin oder des Inhabers aufgehoben worden. Die Aufhebung können verlangen: 
das Land Schleswig-Holstein im öffentlichen Interesse oder Fischereigenossenschaften, wenn von 
ihnen nachgewiesen wird, daß die Aufrechterhaltung der beschränkten selbständigen Fischereirechte 
den Zielen der Hege entgegensteht. Die Entscheidung über die Aufhebung trifft die oberste 
Fischereibehörde. 
(3) Die Entschädigung hat zu leisten, wer die Aufhebung verlangt. Die Entschädigung richtet sich 
nach den für die Enteignung von Grundeigentum geltenden landesrechtlichen Vorschriften. 

 
Dritter Teil 
Ausübung des Fischereirechts 

§ 11 
Grundsätze zur Ausübung des Fischereirechts durch Dritte 
(1) Die Ausübung des Fischereirechts kann, soweit sein Inhalt nicht entgegensteht, von der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer (fischereiberechtigten Person) einer Person 
(fischereiausübungsberechtigten Person) in vollem Umfang (Fischereipachtvertrag) oder unter 
Beschränkung auf den Fischfang (Fischereierlaubnis) übertragen werden. Eine Unterverpachtung 
bedarf der Zustimmung der fischereiberechtigten Person. Eine Fischereierlaubnis wird durch die 
Erteilung des Erlaubnisscheins durch die fischereiberechtigte oder fischereiausübungsberechtigte 
Person wirksam. 
(2) Wer fischereiberechtigt ist und sein Fischereirecht in vollem Umfang verpachtet hat, ist nicht 
befugt, selbst zu fischen oder Erlaubnisscheine auszustellen, es sei denn, sie oder er hat sich dieses 
Recht im Fischereipachtvertrag vorbehalten. 
(3) Fischereiberechtigte in geschlossenen Gewässern können Einzelpersonen ermächtigen, das 
Fischereirecht an ihrer Stelle in vollem Umfang auszuüben. Die Ermächtigung wird erst durch 
Anzeige bei der oberen Fischereibehörde wirksam. Die fischereiausübungsberechtigte Person gilt als 
Fischereiberechtigte oder Fischereiberechtigter. 
(4) Juristische Personen mit Ausnahme von Fischerinnungen und Fischereivereinen dürfen ihre 
Fischereirechte nur durch Verpachtung nutzen. 
(5) Wenn mehrere Personen ein oder mehrere Fischereirechte an derselben Gewässerstrecke haben, 
kann die obere Fischereibehörde auf Antrag bestimmen, daß das Fischereirecht nur nach Absatz 1 
ausgeübt werden darf. Einigen sich die Beteiligten über die Nutzung nicht, so kann die obere 
Fischereibehörde sie vorläufig regeln. 
(6) Bei Veräußerung des Fischereirechts gelten die §§ 571 bis 579, 1056 und 2135 tgba.org des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

§ 12 
Fischereipachtvertrag 
(1) Zur Übertragung der vollen Ausübung des Fischereirechts bedarf es eines Fischereipachtvertrages 
in schriftlicher Form. In dem Vertrag ist die Pachtzeit auf mindestens zwölf Jahre festzusetzen. 



Kürzere Pachtzeiten kann die obere Fischereibehörde in begründeten Ausnahmefällen zulassen. 
(2) Die obere Fischereibehörde kann zum Schutz des Fischbestandes sowie des Gewässers, seiner 
Ufer, seiner Tier- und Pflanzenwelt und seiner typischen Strukturen und Funktionen bestimmen, wie 
viele Personen höchstens ein Gewässer oder eine Gewässerstrecke nutzen dürfen und in welcher Art 
und Weise dies geschehen darf. 
(3) Wer ein Fischereirecht pachtet, muß selbst einen gültigen Fischereischein (§ 26) besitzen. Pachtet 
ein Fischereiverein ein Fischereirecht, so muß mindestens eine vertretungsberechtigte Person einen 
gültigen Fischereischein besitzen. Satz 1 und 2 tgba.org gelten nicht für geschlossene Gewässer. 
(4) Die Verpächterin oder der Verpächter hat den neu abgeschlossenen oder geänderten 
Fischereipachtvertrag innerhalb eines Monats der oberen Fischereibehörde zur Genehmigung 
vorzulegen. 
(5) Die obere Fischereibehörde hat den Vertrag binnen eines Monats nach Zugang zu beanstanden, 
wenn er den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entspricht oder zu befürchten ist, daß die Pächterin 
oder der Pächter den durch dieses Gesetz begründeten Verpflichtungen nicht nachkommt. Der 
Vertrag gilt als genehmigt, wenn die Frist abläuft, ohne daß den Vertragsparteien ein 
Beanstandungsbescheid bekanntgegeben worden ist. In dem Beanstandungsbescheid sind die 
Vertragsparteien aufzufordern, den Vertrag binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheides in 
bestimmter Weise zu ändern. Kommen die Vertragsparteien der Aufforderung nicht nach, so ist die 
Genehmigung zu versagen. 
(6) Pachtverträge, die den Absätzen 1 bis 3 nicht entsprechen, sind nichtig. Für die Dauer eines 
Rechtsstreites kann die obere Fischereibehörde die Ausübung der Fischerei vorläufig regeln. 
(7) Pachtverträge, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen worden sind, gelten bis zum 
Ablauf ihrer Pachtperiode weiter. 

§ 13 
Hege 
(1) Wird das Fischereirecht in vollem Umfange oder unter dem Vorbehalt des § 11 Abs. 2 
verpachtet, obliegt das Recht zur Hege und die Hegepflicht (§ 3) der Pächterin oder dem Pächter 
(Fischereiausübungsberechtigten) oder der laut Pachtvertrag dazu bestimmten Person. 
(2) Die obere Fischereibehörde kann Ausnahmen von der Hegeverpflichtung zulassen, wenn diese 
nicht erforderlich oder der hegepflichtigen Person wegen der Beschaffenheit des Gewässers nicht 
zuzumuten ist. 
(3) Besatz in Küsten- oder offenen Binnengewässern ist in der Regel nur zulässig mit regional 
heimischen Tieren, zum Ausgleich bei beeinträchtigter Fortpflanzung oder Zuwanderung, im 
Rahmen von Wiederansiedlungsprogrammen ursprünglich heimischer Arten oder nach Fischsterben. 
Besatzmaßnahmen dürfen nicht zu Beeinträchtigungen der natürlichen Lebensgemeinschaft führen. 

§ 14 
Fischereierlaubnisschein 
(1) Wer in einem Gewässer, ohne fischereiberechtigt oder fischereiausübungsberechtigt zu sein, den 
Fischfang ausübt, muß einen gültigen Fischereierlaubnisschein der fischereiberechtigten oder 
fischereiausübungsberechtigten Person bei sich führen.  
(2)Ein Fischereierlaubnisschein darf nur an Personen ausgegeben werden, die einen gültigen 
Fischereischein (§ 26) besitzen oder von der Fischereischeinpflicht befreit sind. 
(3) Die obere Fischereibehörde kann zur Erhaltung eines angemessenen Fischbestandes für offene 
Gewässer die Höchstzahl der Fischereierlaubnisscheine festsetzen und die Fischereierlaubnisscheine 
auf bestimmte Fischarten, Fangmengen, Fangzeiten oder Fangmittel beschränken. 
(4) Ein Fischereierlaubnisschein ist nicht erforderlich: 
zum Fischfang in Gegenwart der nach § 11 zur Ausstellung befugten Person; zum Fischfang in 
geschlossenen Gewässern.  
(5) Der Fischereierlaubnisschein muß mindestens folgende Angaben enthalten: die Erlaubnis zum 
Fischfang, die Bezeichnung der zur Ausstellung des Fischereierlaubnisscheines berechtigten Person 
sowie deren Unterschrift oder die Unterschrift ihres Bevollmächtigten, den Namen, den Vornamen 



und die Wohnung der Inhaberin oder des Inhabers des Fischereierlaubnisscheines, das Datum der 
Ausstellung und die Gültigkeitsdauer, die Bezeichnung der Gewässer oder der Gewässerstrecken, auf 
die sich der Fischereierlaubnisschein bezieht, Einschränkungen von Betretungsbefugnissen und  
Angaben über die zugelassenen Fanggeräte und Fahrzeuge. 

§ 15 
Zugang zum Gewässer und Uferbetretungsrecht 
(1) Fischereiberechtigte, Fischereiausübungsberechtigte und ihre Hilfspersonen sowie 
Fischereierlaubnisscheininhaberinnen und -inhaber sind befugt, die an das Gewässer angrenzenden 
Ufer, Inseln, Anlandungen und Schiffahrtsanlagen sowie Brücken, Wehre, Schleusen und sonstige 
Wasserbauwerke zum Zwecke der Ausübung der Fischerei auf eigene Gefahr zu betreten und zu 
benutzen, soweit öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. Die Befugnis kann auch 
auf Grund von privatrechtlichen Vereinbarungen mit den Fischereiberechtigten eingeschränkt 
werden. Grundsätzlich ist auf die Tier- und Pflanzenwelt Rücksicht zu nehmen. 
(2) Die Befugnis nach Absatz 1 erstreckt sich nicht auf Gebäude, zum unmittelbaren Haus-, Wohn- 
und Hofbereich gehörende Grundstücksteile und gewerbliche Anlagen mit Ausnahme von 
Campingplätzen. 
(3) Können die Fischereiberechtigten, die Fischereiausübungsberechtigten oder die 
Fischereierlaubnisscheininhaberinnen oder -inhaber das Gewässer nicht auf einem zum allgemeinen 
Gebrauch bestimmten Weg oder nur auf einem unzumutbaren Umweg erreichen und kommt trotz 
entsprechender Bemühungen eine Vereinbarung mit der Eigentümerin oder dem Eigentümer oder 
den Nutzungsberechtigten zum Betreten von Grundstücken nicht zustande, so kann die obere 
Fischereibehörde auf Antrag der Fischereiberechtigten oder Fischereiausübungsberechtigten nach 
Anhörung der Betroffenen Ort und Umfang des Betretungsrechtes sowie die Höhe der 
Entschädigung festsetzen. Das Betreten der Grundstücke erfolgt auf eigene Gefahr. 
(4) Sind die Fischereiberechtigten Eigentümerinnen oder Eigentümer oder Nutzungsberechtigte des 
Ufergrundstücks oder der Grundstücke, über die der Zugang zum Gewässer führt, so gilt die 
Erlaubnis zum Betreten dieser Grundstücke in zumutbarem Umfang mit dem Abschluß eines 
Fischereipachtvertrages oder eines Fischereierlaubnisscheines als erteilt. 
(5) Die Fischereiberechtigten, die Fischereiausübungsberechtigten, die 
Fischereierlaubnisscheininhaberinnen oder -inhaber haben die der Grundstückseigentümerin oder 
dem Grundstückseigentümer oder den Nutzungsberechtigten entstandenen Schäden, auch wenn sie 
durch ihre Hilfspersonen verursacht wurden, auszugleichen. 

§ 16 
Fischerei an Stauanlagen 
Die Fischereiberechtigten, die Fischereiausübungsberechtigten oder die 
Fischereierlaubnisscheininhaberinnen oder -inhaber dürfen Stauanlagen nicht in ihrem 
ordnungsgemäßen Betrieb behindern, wenn sie dazu kein besonderes Recht haben. 

§ 17 
Fischereiausübung in Abzweigungen 
(1) Fischereiberechtigte in Abzweigungen müssen die Ausübung ihrer Fischereirechte den in den 
angrenzenden Strecken des Hauptgewässers zur Fischerei Berechtigten auf Verlangen gegen eine 
angemessene Entschädigung überlassen, wenn sie nicht bereit sind, die zum Schutz und zur 
wirtschaftlichen Nutzung der Fischgewässer notwendigen Maßnahmen gemeinschaftlich mit ihnen 
zu treffen. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 bestimmt sich hinsichtlich des Umfangs und der räumlichen 
Ausdehnung der Fischerei in der Abzweigung nach den Fischereirechten im Hauptgewässer. 
(3) Mehrere an derselben Strecke des Hauptgewässers zur Fischerei Berechtigte können den 
Anspruch nur gemeinschaftlich geltend machen; sie haften als Gesamtschuldner. 
(4) Mehrere an derselben Strecke der Abzweigung zur Fischerei Berechtigte können nur 
gemeinschaftlich in Anspruch genommen werden und müssen sämtlich zu Maßnahmen nach Absatz 



1 bereit sein. Die Entschädigung ist einzeln festzusetzen. 
(5) Die Höhe der Entschädigung ist nach dem Wert der Fischereirechte an der Abzweigung zu 
bestimmen. 
(6) Wird durch natürliche oder künstliche Veränderungen in den fließenden Gewässern die Fischerei 
betroffen, so können die Beteiligten eine andere Festsetzung der Entschädigung und der sonstigen 
Überlassungsbedingungen verlangen. 
(7) Steht ein fließendes Gewässer oder ein See in Verbindung mit einem blind endenden Gewässer, 
mit einem Hafen oder einem Stichkanal, der der Schiffahrt dient, gelten die Absätze 1 bis 6 
entsprechend, mit der Einschränkung, daß die in diesen Gewässern fischereiberechtigte Person 
alternativ die Fischerei ruhen lassen kann, wenn dieses für die Fischerei im Hauptgewässer nicht 
nachteilig ist. 

§ 18 
Fischwechsel 
(1) In einem offenen Gewässer dürfen keine Fischereivorrichtungen den Wechsel der Fische 
verhindern. 
(2) Durch ständige Fischereivorrichtungen darf ein offenes Gewässer zum Zwecke des Fischfangs 
nicht auf mehr als der halben Breite der Wasserfläche für den Wechsel der Fische versperrt werden. 
Ständige Fischereivorrichtungen müssen einen Abstand von mindestens 200 m zueinander haben, 
(3) Auf bestehende ständige Fischereivorrichtungen sind die Absätze 1 und 2 nicht anzuwenden, 
wenn ein Recht auf deren Benutzung bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestand. 
(4) Ständige Fischereivorrichtungen sind künstliche Anlagen, die unter dauernder Befestigung am 
Ufer oder im Bett ins Gewässer eingebaut sind, insbesondere feststehende Fischwehre, Fischzäune 
und Fischfallen. Die Eigenschaft der Vorrichtung als einer ständigen wird dadurch nicht 
ausgeschlossen, daß das angebrachte Fanggerät entfernt werden kann. Freistehende Pfähle gelten 
nicht als ständige Fischereivorrichtungen. 

§ 19 
Fischfang auf überfluteten Grundstücken 
(1) Tritt ein Gewässer über seine Ufer, so ist auf den überfluteten Grundstücken jeglicher Fischfang 
verboten. Maßnahmen, die die Rückkehr der Fische in das Gewässer erschweren oder verhindern, 
sind unzulässig. 
(2) Fische, die in Gräben oder anderen Vertiefungen, die nicht mehr in Verbindung mit den 
Gewässern stehen, zurückbleiben, können sich die oder der Fischereiberechtigte oder 
Fischereiausübungsberechtigte innerhalb von einer Woche nach Rückgang des Wassers aneignen. 
Schäden, die dabei am überfluteten Grundstück entstehen, haben die Fischereiberechtigten oder 
Fischereiausübungsberechtigten zu ersetzen. Sie haften auch für Schäden, die durch ihre 
Hilfspersonen verursacht werden. 
(3) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 2 steht dieses Aneignungsrecht der Eigentümerin oder dem 
Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten des Grundstücks zu. Untermaßige, geschützte oder 
einer Schonzeit unterliegende Fische sind von den in Satz 1 genannten Aneignungsberechtigten in 
das Ursprungsgewässer zurückzusetzen. 

Vierter Teil 
Fischereibezirk 

§ 20 
Fischereibezirk, Fischhegebezirk 
(1) Für alle offenen Binnengewässer sollen Fischereibezirke gebildet werden. Die Einrichtung und 
Abgrenzung der Fischereibezirke regelt die oberste Fischereibehörde durch Vorordnung. Sie soll so 
vorgenommen werden, daß der Fischereibezirk ein Gewässersystem ganz umfaßt. 
(2) Steht das Fischereirecht innerhalb eines Fischereibezirkes nur einer natürlichen Person oder einer 



Fischerinnung zu, handelt es sich um einen Eigenfischereibezirk. Die übrigen Fischereibezirke sind 
gemeinschaftliche Fischereibezirke. Soweit es die räumlichen und fischereilichen Gegebenheiten 
erfordern, können die hegepflichtigen Personen gemeinschaftlich zur Aufstellung und Durchführung 
der Hegepläne innerhalb eines Fischereibezirkes Fischhegebezirke bilden. 

§ 21 
Hegepläne 
(1) Innerhalb eines Fischereibezirkes haben die hegepflichtigen Personen Hegepläne aufzustellen. Im 
Hegeplan sind Bestimmungen zu treffen über: 
Maßnahmen zur Ermittlung des Fischbestandes und seiner Nahrungsgrundlage sowie zur 
Feststellung des Gewässerzustandes,  
Maßnahmen zur Erhaltung, Wiederherstellung und nachhaltigen Vorbesserung der Fischgewässer 
und des Fischbestandes sowie zur Durchführung des Fischbesatzes, das Ausmaß der Fischerei unter 
Berücksichtigung der nach Nummer 1 und 2 getroffenen Feststellungen, die Überwachung der 
Durchführung des Hegeplanes, die statistische Erfassung der Fänge, des Fischereiaufwandes und des 
Fischbesatzes,  
Maßnahmen nach unvorhersehbaren nachteiligen Einwirkungen auf den Fischbestand oder das 
Gewässer und Hegebefischungen. 
Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der Uferbereiche sollen mit in den Hegeplan 
aufgenommen werden. 
Der Hegeplan erstreckt sich auf einen Zeitraum von mindestens drei Jahren und höchstens fünf 
Jahren. Das Hegejahr ist das Kalenderjahr. 
(2) Die Hegepläne müssen innerhalb eines Fischereibezirkes abgestimmt werden, Sie bedürfen der 
Genehmigung der oberen Fischereibehörde. In Naturschutzgebieten ergeht die Genehmigung im 
Einvernehmen mit der oberen Naturschutzbehörde. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die in 
den Hegeplänen festgesetzten Maßnahmen nicht geeignet erscheinen, die Hegeziele gemäß  
§ 3 Abs. 1 zu erreichen. 
(3) Wird nicht bis zum 1. Februar nach Ablauf des Zeitraums nach Absatz 1 ein neuer Hegeplan 
aufgestellt oder wird dieser aus Gründen, die von der hegepflichtigen Person zu vertreten sind, nicht 
genehmigt, so kann die obere Fischereibehörde nach einmaliger Aufforderung zur Vorlage oder 
Überarbeitung unter Fristsetzung von einem Monat den Hegeplan auf Kosten der pflichtigen Person 
aufstellen. 
(4) Erfüllt eine fischereiberechtigte oder fischereiausübungsberechtigte Person ihre Verpflichtungen 
aus den Hegeplänen trotz Fristsetzung nicht, kann die obere Fischereibehörde nach vorheriger 
Androhung die erforderlichen Maßnahmen im Wege der Ersatzvornahme durchführen. 
(5) Weitere Einzelheiten zur Aufstellung, Abstimmung und Genehmigung der Hegepläne kann die 
oberste Fischereibehörde durch Verordnung regeln. 

Fünfter Teil 
Fischereigenossenschaft 

§ 22 
Fischereigenossenschaft 
(1) Diejenigen, die Fischereirechte innerhalb eines Fischhegebezirkes innehaben, können sich zu 
einer Fischereigenossenschaft zusammenschließen. Diese wird nach der Einrichtung des 
entsprechenden Fischereibezirkes durch einen Gründungsbeschluß gebildet. Die 
Fischereigenossenschaften sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Sie müssen ihren Sitz in 
Schleswig-Holstein haben. Die Errichtung bedarf der Genehmigung der obersten Fischereibehörde. 
Die Errichtung ist ortsüblich bekanntzumachen. 
(2) Die Fischereigenossenschaft hat die Aufgabe, innerhalb ihres Fischhegebezirkes die auf Grund 
des Hegeplanes notwendigen Maßnahmen durchzuführen. Darüber hinaus kann sie eine gemeinsame 
Bewirtschaftung ihres Fischhegebezirkes verfolgen. 
(3) Die Fischereigenossenschaft wird durch den Vorstand gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 



Der Vorstand besteht aus der oder dem Vorsitzenden und höchstens zwei weiteren Mitgliedern. Er 
wird von der Genossenschaftsversammlung gewählt. 
(4) Das Stimmrecht der einzelnen Mitglieder der Fischereigenossenschaft richtet sich nach der Größe 
ihrer Gewässerfläche. Jedes Mitglied hat mindestens eine Stimme. Beschlüsse der 
Genossenschaftsversammlung bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bis zur erstmaligen 
Wahl des Vorstands obliegt die Vertretungsbefugnis für die Fischereigenossenschaft einem von der 
obersten Fischereibehörde zu bestellenden Mitglied. 
(5) Soweit im Pachtvertrag nichts anderes vereinbart ist, tritt die fischereiausübungsberechtigte 
Person an die Stelle der fischereiberechtigten Person in die sich aus der Mitgliedschaft in der 
Fischereigenossenschaft ergebenden Rechte und Pflichten ein. Ist ein Fischereirecht an mehrere 
Personen verpachtet, so bestimmen sie eine gemeinschaftliche Vertretung für die Wahrnehmung der 
Rechte und Pflichten innerhalb der Fischereigenossenschaft. 
(6) Für den Anteil der Mitglieder an den Nutzungen und Lasten gilt Absatz 4 Satz 1 entsprechend. 
Durch Beschluß der Genossenschaftsversammlung kann ein anderer Maßstab bestimmt werden. 
(7) Die Fischereigenossenschaft hat ein Mitgliederverzeichnis zu führen, aus dem der Umfang der 
Stimmrechte sowie die Beitragsverhältnisse der Mitglieder hervorgehen. 
(8) Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende Fischereigenossenschaft gilt als 
Genossenschaft im Sinne des Absatzes 1. Sie bildet einen Fischhegebezirk. Ihre Satzung ist innerhalb 
von zwei Jahren den Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. 

§ 23  
Satzung der Fischereigenossenschaft 
(1) Die Fischereigenossenschaft gibt sich eine Satzung, die Bestimmungen enthält insbesondere 
über: 
den Namen und den Sitz der Genossenschaft,  
das Gebiet des Fischhegebezirkes der Genossenschaft,  
die Gesamtzahl der Stimmrechte,  
die Rechte und Pflichten der Mitglieder unter Berücksichtigung der Größe der Gewässerfläche, an 
der ihr Fischereirecht besteht,  
die Zusammensetzung und die Wahl des Vorstands sowie seine Befugnisse,  
das Haushaltswesen und die Kassen-, Rechnungsführung und Rechnungsprüfung,  
die Voraussetzungen und die Form für die Einberufung der Genossenschaftsversammlung,  
die Beschlußfähigkeit und das Verfahren bei der Abstimmung sowie die Gegenstände, über die die 
Genossenschaftsversammlung zu beschließen hat,  
die Form der Bekanntmachungen der Genossenschaft. 
(2) Die Satzung und ihre Änderungen bedürfen der Genehmigung der obersten Fischereibehörde. Sie 
sind nach der Genehmigung durch die Genossenschaft ortsüblich bekanntzumachen. 

§ 24 
Aufsicht über die Fischereigenossenschaft 
Die Fischereigenossenschaft untersteht der Aufsicht des Landes nach Maßgabe des § 52 des 
Landesverwaltungsgesetzes. Aufsichtsbehörde ist die oberste Fischereibehörde. 

§ 25 
Auseinandersetzung, Abwicklung 
(1) Wird die Abgrenzung der Fischereibezirke geändert, treffen die beteiligten 
Fischereigenossenschaften und die Inhaberinnen oder Inhaber von Eigenfischereibezirken die 
erforderliche Vereinbarung über die Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung. Die Vereinbarung 
bedarf der Genehmigung durch die oberste Fischereibehörde. Kommt die Vereinbarung trotz 
Fristsetzung, die mindestens einen Monat betragen soll, nicht zustande, trifft die oberste 
Fischereibehörde die erforderlichen Bestimmungen. 
(2) Wird ein gemeinschaftlicher Fischereibezirk aufgehoben, gilt die Fischereigenossenschaft als 
aufgelöst. Soweit es zum Zwecke der Abwicklung erforderlich ist, besteht die 



Fischereigenossenschaft fort. 
(3) Die Abwicklung erfolgt durch den Vorstand. Die Genossenschaftsversammlung beschließt 
innerhalb eines Jahres nach Auflösung der Fischereigenossenschaft über die Verwendung des 
verbleibenden Vermögens. Wird innerhalb dieser Frist kein Beschluß getroffen, ist das Vermögen 
entsprechend dem Stimmrecht der Mitglieder an diese auszuzahlen. Die oberste Fischereibehörde 
kann die Frist verlängern, wenn der Abschluß der Abwicklung aus zwingenden Gründen innerhalb 
der Frist nicht möglich ist. 

Sechster Teil 
Fischereischein und Fischereischeinprüfung 

§ 26 
Fischereischein 
(1) Wer den Fischfang ausübt, muß einen auf ihren oder seinen Namen lautenden gültigen 
Fischereischein mit sich führen und diesen auf Verlangen den Fischereiaufsichtsbeamtinnen oder 
Fischereiaufsichtsbeamten, den Polizeivollzugskräften, den Fischereiberechtigten, den 
Fischereiausübungsberechtigten oder den Fischereiaufseherinnen oder Fischereiaufsehern vorzeigen. 
Der Fischereischein ist nur gültig, wenn der Nachweis über die Entrichtung der Fischereiabgabe 
erbracht ist. 
(2) Ein Fischereischein ist nicht erforderlich in Teichwirtschaften, in besonderen Anlagen der 
Fischerzeugung, in privaten Kleingewässern sowie für Personen, die den Fischfang in 
Küstengewässern aufgrund von inter- oder supranational vereinbarten Zugangsrechten ausüben und 
für Personen, die zur Unterstützung der Fischereiberechtigten oder Fischereiausübungsberechtigten 
oder ihrer Hilfspersonen, die einen Fischereischein besitzen, zusammen mit diesen den Fischfang 
ausüben. Ein Fischereischein ist ebenfalls nicht erforderlich für Personen, die das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, wenn sie beim Fischfang von einer volljährigen Fischereischeininhaberin 
oder einem volljährigen Fischereischeininhaber beaufsichtigt werden. 
(3) Der Fischereischein wird auf Lebenszeit erteilt. 
(4) Fischereischeine anderer Bundesländer gelten auch in Schleswig-Holstein, solange die Inhaberin 
oder der Inhaber die Hauptwohnung nicht in Schleswig-Holstein hat. 
(5) Das Verfahren für die Erteilung des Fischereischeins sowie weitere Ausnahmen von der 
Fischereischeinpflicht regelt die oberste Fischereibehörde durch Verordnung. Für die Erteilung des 
Fischereischeins sind die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig. Für die Erteilung des 
Fischereischeins für Erwerbsfischerinnen und -fischer ist die obere Fischereibehörde zuständig. 

§ 27 
Fischereischeinprüfung 
(1) Die Erteilung eines Fischereischeins ist vom Bestehen einer Fischereischeinprüfung abhängig, in 
der die erforderlichen Kenntnisse über die Fischarten, die Hege und Pflege der Fischgewässer, die 
Fanggeräte und deren Gebrauch, die Behandlung gefangener Fische und die fischereirechtlichen, 
naturschutzrechtlichen und tierschutzrechtlichen Vorschriften nachgewiesen werden müssen. 
(2) Die Fischereischeinprüfung kann unter Aufsicht des Landes von den Fischereiverbänden 
durchgeführt werden. Die Prüfung muß allen zu gleichen Bedingungen zugänglich sein. 
(3) Von der Ablegung der Fischereischeinprüfung ist befreit, 
wer die Prüfung als Fischwirtin oder Fischwirt oder eine gleichgestellte Prüfung abgelegt hat oder 
ein Fischereipatent nach der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung oder einen entsprechenden 
Befähigungsausweis aufgrund anerkannter internationaler Abkommen besitzt,  
wer in einem anderen Bundesland eine Fischereischeinprüfung abgelegt hat, oder  
wer die Prüfung zum höheren oder mittleren Fischereiverwaltungsdienst abgelegt hat oder Aufgaben 
der Fischereiaufsicht bei einer Fischereibehörde wahrnimmt. 
(4) Das Verfahren, die Anforderungen bei der Fischereischeinprüfung und weitere Ausnahmen kann 
die oberste Fischereibehörde durch Verordnung regeln. 



§ 28 
Versagungsgründe und Einziehung des Fischereischeins 
(1) Der Fischereischein ist Personen zu versagen, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. 
(2) Der Fischereischein kann Personen versagt werden, die unter Betreuung stehen. 
(3) Der Fischereischein kann ferner Personen versagt werden, 
die wegen Fischwilderei oder wegen vorsätzlicher Beschädigung von Anlagen, Fahrzeugen, Geräten 
oder Vorrichtungen, die der Fischerei oder der Fischzucht dienen, oder von Wasserbauten 
rechtskräftig verurteilt worden sind,  
die wegen Fälschung eines Fischereischeins oder einer sonstigen zur Ausübung der Fischerei 
erforderlichen Bescheinigung rechtskräftig verurteilt worden sind, oder  
die wegen Verstoßes gegen fischereirechtliche oder naturschutzrechtliche Vorschriften oder wegen 
Tierquälerei rechtskräftig verurteilt oder mit einem Bußgeld belegt worden sind. 
(4) Aus den Gründen des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 kann der Fischereischein nicht mehr versagt werden, 
wenn fünf Jahre nach Rechtskraft des Urteils oder des Bußgeldbescheides verstrichen sind. 
(5) Ist gegen eine Person ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet, so kann die Entscheidung 
darüber, ob ihr ein Fischereischein zu erteilen ist, bis zum Abschluß des Verfahrens ausgesetzt 
werden, wenn im Falle der Verurteilung oder Verhängung eines Bußgelds der Fischereischein 
versagt werden kann. 
(6) Werden nach Erteilung des Fischereischeins Gründe bekannt, die bereits vorher vorhanden waren 
oder später entstanden sind und die eine Versagung gerechtfertigt hätten, so kann die Behörde, die 
den Fischereischein erteilt hat, diesen für ungültig erklären und einziehen. 

§ 29 
Fischereiabgabe 
(1) Wer die Fischerei ausüben will, hat eine Fischereiabgabe zu entrichten. Die Abgabe ist für ein 
volles Kalenderjahr zu entrichten. 
(2) Von der Fischereiabgabe ist befreit, wer aufgrund des § 26 Abs. 2 und 4 keinen Fischereischein 
benötigt. 
(3) Das Aufkommen aus der Fischereiabgabe steht dem Land zu. 
(4) Die oberste Fischereibehörde verwendet die Mittel unter Abzug der Verwaltungskosten nach 
pflichtgemäßem Ermessen zur Förderung der Fischbestände, der Gewässer und der Fischerei. Es sind 
insbesondere zu fördern: 
zeitlich begrenzte Besatzmaßnahmen von überörtlicher Bedeutung, speziell zur Wiedereinbürgerung 
verschollener oder stark gefährdeter Arten,  
Maßnahmen zur Verbesserung der fischereilichen und ökologischen Verhältnisse in den Gewässern,  
Maßnahmen zur Ermittlung der Fischbestände und ihrer Nahrungsgrundlagen, sofern sie von 
überörtlicher Bedeutung sind,  
Schulung, Ausbildung und Fortbildung von Fischereiaufseherinnen oder Fischereiaufsehern, 
Gewässerwartinnen oder Gewässerwarten und Ausbilderinnen oder Ausbildern,  
Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Fischereiaufsichtspersonen (§ 43 Abs. 3),  
Öffentlichkeitsarbeit für die Fischerei, sofern sie von überörtlicher Bedeutung ist. 
(5) Vor der Verwendung der Mittel hat die oberste Fischereibehörde einen von ihr für diesen Zweck 
einberufenen Fischereiabgabeausschuss zu hören. Der Fischereiabgabeausschuss soll sich aus vier 
Vertreterinnen oder Vertretern der Verbände der Erwerbsfischerei, drei Vertreterinnen oder 
Vertretern der Verbände der Nichterwerbsfischerei, zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Natur- 
und Umweltschutzverbände sowie einer Vertreterin oder eines Vertreters der obersten 
Naturschutzbehörde und der oberen Fischereibehörde zusammensetzen. 
(6) Die Höhe der Fischereiabgabe, das Verfahren zur Erhebung der Fischereiabgabe und das 
Verfahren über den Nachweis über die Entrichtung der Abgabe regelt die oberste Fischereibehörde 
durch Verordnung. Darin kann festgelegt worden, in welchem Umfang den Erhebungsstellen Teile 
der Abgabe zur Abgeltung ihres Verwaltungsaufwandes belassen werden. 



Siebenter Teil 
Schutz der Fischbestände 

§ 30 
Schutz der Fische, der Gewässer und der Fischerei 
(1) Zum Schutz der Fische, der Gewässer, ihrer Fauna und Flora und der Fischerei kann die oberste 
Fischereibehörde durch Verordnung Bestimmungen treffen über: 
die Schonzeiten der Fische, einschließlich der Verbote oder der Beschränkungen des Fischens 
während der Schonzeiten,  
das Mindestmaß der Fische sowie die Behandlung untermaßiger oder während der Schonzeit 
gefangener Fische,  
die Anlandung, die Beförderung, den Verkauf und die Verwertung untermaßiger oder während der 
Schonzeit gefangener Fische,  
Verbote oder Beschränkungen des Aussetzens von Fischen, die den natürlichen Fischbestand des 
Gewässers beeinträchtigen oder gefährden können, oder von Maßnahmen, die zu einer Veränderung 
des Erbguts bei Fischen führen,  
die Art, Beschaffenheit, Anzahl, Anwendung und zeitliche und örtliche Verwendung der 
Fischereigeräte,  
den Schutz der Fischlaichplätze, des Fischlaichs, der Fischbrut, der Aufwuchsplätze und des 
Winterlagers der Fische,  
den Schutz der Fischnährtiere,  
das Einlassen zahmen Wassergeflügels in Gewässer,  
Art und Zeit der Gewässerunterhaltung zum Schutz des Fischlaichs,  
die aus Rücksichten auf den öffentlichen Verkehr und die Schiffahrt sowie zur Vermeidung 
gegenseitiger Störung beim Fischen und zur Erleichterung der Aufsichtsführung beim Fischfang zu 
beachtende Ordnung und  
die Kennzeichnung und Registrierung der Fischereifahrzeuge und der in Gewässern ausliegenden 
Fanggeräte und Fischbehälter. 
(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende Rechte auf Benutzung ständiger 
Fischereivorrichtungen sowie auf Gebrauch eines anderen bestimmten Fangmittels werden durch 
Absatz 1 Nr. 5 nicht berührt, wenn die fischereiberechtigte Person nur hiermit die Fischerei ausüben 
darf. 
(3) Während der Dauer der Schonzeiten müssen ständige Fischereivorrichtungen (§ 18 Abs. 4) in 
offenen Gewässern beseitigt sein. Soweit die Rücksicht auf die Erhaltung des Fischbestandes es 
gestattet, kann die obere Fischereibehörde Ausnahmen zulassen. 
(4) Absatz 1 Nr. 1 und 2 gelten nicht für Fischeier, Fischbrut und Fische, die aus Anlagen zur 
Fischzucht oder Fischhaltung stammen und zur Besetzung anderer Gewässer bestimmt sind. 
(5) Zu wissenschaftlichen Zwecken kann die obere Fischereibehörde Ausnahmen von Absatz 1 
zulassen. 
(6) Vor Erlaß einer Verordnung nach Absatz 1 sollen die beruflichen und nichtberuflichen 
Fischereiverbände sowie die Naturschutzverbände beteiligt werden. 

§ 31 
Verbotene Fangmethoden 
(1) Es ist verboten, beim Fischfang schädigende Mittel, insbesondere künstliches Licht, 
explodierende, betäubende und giftige Mittel sowie verletzende Geräte, mit Ausnahme von 
Angelhaken, anzuwenden. 
(2) Die obere Fischereibehörde kann für wissenschaftliche Zwecke Ausnahmen von den 
Bestimmungen des Absatzes 1 zulassen. 
(3) Die Ausübung des Fischfangs unter Anwendung des elektrischen Stroms ist verboten. Die oberste 
Fischereibehörde kann Ausnahmen von diesem Verbot durch Verordnung zulassen. 



§ 32 
Schutzvorrichtungen an technischen Anlagen 
(1) Wer Anlagen zur Wasserentnahme, Wasserregulierung oder Turbinen errichtet oder betreibt, hat 
auf eigene Kosten geeignete, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende wirksame 
Vorrichtungen, die das Eindringen von Fischen verhindern, anzubringen, anzuwenden und zu 
unterhalten. 
(2) Sind solche Vorrichtungen mit dem Vorhaben nicht vereinbar oder steht ihr Nutzen für die 
betroffenen Fischbestände in keinem angemessenen Verhältnis zum Aufwand, hat die Betreiberin 
oder der Betreiber an Stelle der Verpflichtung nach Absatz 1 jährlich einen angemessenen Beitrag 
für die Erhaltung des Fischbestandes durch Fischbesatz oder andere geeignete, insbesondere 
lebensraumverbessernde Maßnahmen, zu leisten. Der Beitrag ist unter Berücksichtigung des 
Ausmaßes der Schädigung des Fischbestandes nach Anhörung der Betroffenen von der oberen 
Fischereibehörde festzusetzen. Weitergehende Ansprüche auf Entschädigung oder Schadensersatz 
nach anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 33 
Ablassen von Gewässern 
Wer zum Ablassen eines Gewässers berechtigt ist, hat der fischereiberechtigten oder der 
fischereiausübungsberechtigten Person den Beginn und die voraussichtliche Dauer des Ablassens 
mindestens zehn Tage vorher schriftlich mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei 
Hochwasser, Eisgang oder unvorhergesehenen Ausbesserungen eines Triebwerks kann sofort 
abgelassen werden. Die fischereiberechtigte oder fischereiausübungsberechtigte Person und die 
obere Fischereibehörde sind hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

§ 34 
Fischwege 
(1) Wer Anlagen in einem Gewässer errichtet oder grundlegend erneuert, die den Wechsel der Fische 
verhindern oder erheblich beeinträchtigen, hat auf eigene Kosten Fischwege oder sonstige für den 
Wechsel der Fische geeignete Einrichtungen von ausreichender Größe und Wasserbeschickung 
anzulegen, zu betreiben und zu unterhalten. 
(2) Die für die wasserrechtliche Entscheidung zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit der 
oberen Fischereibehörde Ausnahmen von Absatz 1 zulassen, insbesondere wenn 
die Anlage nur einen vorübergehenden Zweck hat und ihre anschließende unverzügliche Beseitigung 
gewährleistet ist oder  
die für die Anlegung und Unterhaltung des Fischwegs entstehenden Kosten in keinem angemessenen 
Verhältnis zu den Vorteilen für die Fischerei stehen oder sonstige Nachteile entstehen, die 
schwerwiegender sind als die durch die Anlegung des Fischwegs für die Fischerei entstehenden 
Vorteile, 
(3) Ist die Errichtung eines Fischwegs nicht möglich oder ist eine Ausnahme nach Absatz 2 
zugelassen, hat die Betreiberin oder der Betreiber an Stelle der Verpflichtung nach Absatz 1 jährlich 
einen angemessenen Beitrag für die Erhaltung des Fischbestandes durch Fischbesatz oder andere 
geeignete, insbesondere lebensraumverbessernde Maßnahmen, zu leisten. § 32 Abs. 2 Satz 2 und 3 
gelten entsprechend. 
(4) Die Eigentümerin oder der Eigentümer von Anlagen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehen, müssen die Anlegung, den Betrieb und die Unterhaltung eines Fischwegs gegen 
angemessene Entschädigung in Geld dulden, wenn dies zur Erhaltung eines angemessenen 
Fischbestandes erforderlich und mit der Anlage technisch vereinbar ist. Weitergehende Vorschriften 
bleiben unberührt. 
(5) Die oberste Fischereibehörde kann die Anlegung, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Fischwegen davon abhängig machen, inwieweit die hierdurch Begünstigten sich verpflichten, sich in 
angemessener Weise an den Bau- und Betriebskosten zu beteiligen. 
(6) Die obere Fischereibehörde entscheidet aufgrund der fischereiökologischen Notwendigkeiten, in 
welchen Zeiten des Jahres der Fischweg offengehalten werden muß. 



(7) In den Fischwegen ist jede Art des Fischfangs verboten. Auch ober- und unterhalb des Fischwegs 
ist für die Zeit, während welcher er geöffnet ist, der Fischfang in einer den örtlichen Verhältnissen 
angemessenen Ausdehnung verboten. Die Strecken werden durch die oberste Fischereibehörde durch 
Verordnung bestimmt. Werden durch das Verbot Fischereirechte beeinträchtigt, so hat 
Entschädigung zu leisten, wer den Fischweg unterhält. 
(8) Zur wissenschaftlichen Überprüfung der Funktionsfähigkeit des Fischwegs kann die obere 
Fischereibehörde Ausnahmen von Absatz 7 zulassen. 

§ 35 
Schonbezirke 
(1) Die oberste Fischereibehörde kann durch Verordnung zu Schonbezirken erklären: 
Gewässerteile, die für den Bestand oder den Wechsel der Fische von besonderer Bedeutung sind 
(Fischschonbezirke),  
Gewässer oder Gewässerteile, die besonders geeignete Laich- und Aufwuchsplätze für Fische sind 
(Laichschonbezirke). 
Die beabsichtigte Einrichtung von Schonbezirken ist in den betreffenden Gemeinden für die Dauer 
von einem Monat öffentlich bekanntzumachen. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß Einwendungen 
binnen eines Monats nach der Bekanntmachung schriftlich bei der oberen Fischereibehörde zu 
erheben sind. Verspätet eingehende Einwendungen müssen nicht berücksichtigt werden. 
(2) In der Verordnung nach Absatz 1 können für festgesetzte Zeiten der Fischfang sowie Störungen, 
die die Fortpflanzung und den Bestand der Fische gefährden, insbesondere die Räumung, das Mähen, 
die Entnahme von Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Kies und Steinen, das Fahren mit Booten mit 
Ausnahme der Benutzung von Fahrzeugen der Fischerei, der Wasser- und Eissport sowie der 
Gemeingebrauch am Gewässer beschränkt oder verboten werden. Dies gilt nicht für unaufschiebbare 
Maßnahmen zur Gewässerunterhaltung und zum Gewässerausbau. Die obere Fischereibehörde kann 
für wissenschaftliche Zwecke Ausnahmen von den Bestimmungen des Absatzes 1 zulassen. 
(3) Kommt eine Regelung nach Absatz 2 einer Enteignung gleich, hat das Land dafür eine 
angemessene Entschädigung zu leisten. Liegt die Festsetzung eines Schonbezirkes ganz oder 
überwiegend im Interesse bestimmter fischereiberechtigter oder fischereiausübungsberechtigter 
Personen, so kann die Erklärung zum Schonbezirk davon abhängig gemacht werden, daß die 
Begünstigten sich dem Land gegenüber verpflichten, Entschädigungen nach Satz 1 ganz oder 
teilweise zu erstatten. 
(4) Schonbezirke sind durch die obere Fischereibehörde zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung ist 
ohne Entschädigung zu dulden. 
(5) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende Schonbezirke bleiben aufrechterhalten. 

§ 36 
Mitführen von Fanggeräten 
(1) Außerhalb der Grenzen des freien Fischfangs darf keine Person auf Wasserfahrzeugen 
gebrauchsfertige Fanggeräte mit sich führen oder sich mit unverpacktem Fanggerät außerhalb der 
zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege an Fischgewässern aufhalten, es sei denn, daß sie in 
dem Gewässer fischereiberechtigt oder fischereiausübungsberechtigt ist oder sich auf dem Wege 
zwischen ihrem Wohnort und einem Gewässer befindet, in dem sie den Fischfang ausüben darf. 
(2) Innerhalb der Grenzen des freien Fischfangs bleiben die Vorschriften der Europäischen Union 
und des Bundes über das Mitführen von Fanggeräten unberührt. 
(3) Niemand darf auf Wasserfahrzeugen oder auf oder an Gewässern unerlaubte Fanggeräte 
mitführen. 

§ 37 
Anzeige von Fischsterben 
(1) Die Fischereiberechtigten oder Fischereiausübungsberechtigten sind verpflichtet, Fischsterben 
unverzüglich der nach  
§ 43 Abs. 1 zuständigen Fischereibehörde oder einer Polizeidienststelle anzuzeigen. Die 



Anzeigepflicht nach den tierseuchenrechtlichen Vorschriften bleibt unberührt. 
(2) Die oberste Fischereibehörde kann durch Verordnung die Mitwirkungspflichten der 
Fischereiberechtigten oder der Fischereiausübungsberechtigten bei der Bekämpfung eines 
Fischsterbens regeln. 

§ 38 
Übertragbare Fischkrankheiten 
(1) Es ist verboten, 
Fische, die von einer übertragbaren Krankheit befallen oder krankheitsverdächtig sind, in Gewässer 
einzubringen,  
Fische, die von einer übertragbaren Krankheit befallen oder krankheitsverdächtig sind, zur Zucht 
oder zum Besatz in den Verkehr zu bringen,  
aus Teichen oder sonstigen zur Fischhaltung bestimmten Behältern, in denen eine übertragbare 
Fischkrankheit verbreitet ist oder Verdacht darauf besteht, Fische in andere Gewässer abschwimmen 
oder tote Fische in andere Gewässer abtreiben zu lassen.  
(2) Die oberste Fischereibehörde bestimmt durch Vorordnung, welche Fischkrankheiten übertragbare 
Krankheiten im Sinne dieses Gesetzes sind. Krankheitsverdächtig ist jeder Fisch, an dem sich 
Erscheinungen zeigen, die den Ausbruch einer übertragbaren Krankheit befürchten lassen. Außerdem 
ist krankheitsverdächtig jeder Fisch in einem Teich oder in einem sonstigen, zur Fischhaltung 
bestimmten Behälter, solange sich in diesen oder in anderen Teichen oder Behältern, die mit ihm 
eine ständige Wasserverbindung besitzen, erkrankte Fische befinden. 
(3) Schutzmaßnahmen gegen übertragbare Fischkrankheiten richten sich nach den 
tierseuchenrechtlichen Vorschriften. 

§ 39 
Tierschutz 
(1) Ordnungsgemäße Fischerei hat im Rahmen der tierschutzrechtlichen Vorschriften stattzufinden. 
Verboten ist danach insbesondere: 
das Wettfischen,  
die Verwendung lebender Wirbeltiere als Köder,  
die Lebendhälterung von Fischen in Setzkeschern sowie  
das Aussetzen von fangfähigen Fischen zum Zwecke des alsbaldigen Wiederlanges. 
(2) Erlaubt ist das Gemeinschaftsfischen. Art und Umfang des Gemeinschaftsfischens regelt die 
oberste Fischereibehörde durch Verordnung. 

Achter Teil 
Muschelfischerei 

§ 40 
Muschelfischerei 
(1) Die Ausübung der Muschelfischerei und der Muschelzucht in den Küstengewässern bedarf der 
Erlaubnis des Landes Schleswig-Holstein. Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist die oberste 
Fischereibehörde. Soweit der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer oder 
Naturschutzgebiete betroffen sind, wird die Erlaubnis im Einvernehmen mit der obersten 
Naturschutzbehörde erteilt. Die Erlaubnis soll insbesondere versagt werden, wenn die Belange der 
übrigen Fischerei, der Gemeingebrauch an den Küstengewässern, Belange des Insel- und 
Küstenschutzes oder des Naturschutzes erheblich beeinträchtigt werden. 
(2) Die oberste Fischereibehörde kann durch Verordnung eine Beschränkung der Muschelfischerei 
hinsichtlich der Art und Größe der Fahrzeuge und der Art, Größe und Anzahl der Fanggeräte 
festlegen. 
(3) Um eine nachhaltige Nutzung der Muschelvorkommen zu gewährleisten und um vor allem in 
Naturschutzgebieten und im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer eine möglichst 
naturschonende Muschelfischerei zu bewahren, soll die oberste Fischereibehörde ein Programm zur 



Bewirtschaftung der Muschelressourcen erstellen. Soweit der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches 
Wattenmeer oder Naturschutzgebiete betroffen sind, wird das Programm im Einvernehmen mit der 
obersten Naturschutzbehörde erstellt. Die Umsetzung und Überwachung führt die obere 
Fischereibehörde durch. 
(4) Um das Einschleppen von seuchenartigen Krankheiten und Muschelschädlingen zu verhindern, 
ist es verboten, 
Muscheln, die aus Gebieten außerhalb der schleswig-holsteinischen Küstengewässer stammen, in 
schleswig-holsteinische Gewässer auszubringen,  
Muschelfischereifahrzeuge in schleswig-holsteinischen Küstengewässern zu benutzen, die zuvor in 
anderen Gewässern zum Muschelfang oder zur Beförderung von Muscheln verwendet wurden. 
Darüber hinaus gelten die §§ 37 und 38 entsprechend. 
(5) Die obere Fischereibehörde kann in Fällen, in denen nachweisbar keine Gefahr der 
Einschleppung von seuchenartigen Krankheiten oder Muschelschädlingen besteht, Befreiungen von 
den Verboten nach Absatz 4 zulassen. 

§ 41 
Muschelkulturen 
(1) Die oberste Fischereibehörde kann Teile der Küstengewässer zur Aussaat, Aufzucht, Ernte und 
Lagerung von Muscheln (Muschelkulturen) zu Muschelkulturbezirken erklären. Im Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und in Naturschutzgebieten ist hierfür das Einvernehmen der 
obersten Naturschutzbehörde erforderlich. § 40 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. In den Kernzonen 
des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und auf seinen trockenfallenden 
Wattflächen dürfen keine Muschelkulturen angelegt werden. Die Erklärung zum 
Muschelkulturbezirk ist im Amtlichen Anzeiger, Beilage zum Amtsblatt für Schleswig-Holstein, 
bekanntzumachen. 
(2) Die oberste Fischereibehörde kann natürlichen oder juristischen Personen genehmigen, 
Muschelkulturbezirke durch die Anlage von Muschelkulturen zu nutzen. Die Genehmigung kann mit 
Nebenbestimmungen insbesondere über Kontrollen, Meldepflichten, Nutzungsabgaben und 
Gebühren versehen werden. In die Genehmigung ist aufzunehmen, daß Entschädigungsansprüche 
gegen das Land Schleswig-Holstein ausgeschlossen sind, wenn die Kulturen insbesondere durch 
natürliche Ereignisse beeinträchtigt worden sind. 
(3) Genehmigungen anderer Behörden bleiben durch die Vorschriften der Absätze 1 und 2 unberührt. 
(4) Die Muschelwerbung innerhalb eines Muschelkulturbezirkes ist nur den Berechtigten und ihren 
Hilfspersonen gestattet. Dritten ist es verboten, innerhalb des Bezirkes den Fischfang auszuüben. 

Neunter Teil 
Fischereiverwaltung 

§ 42 
Fischereibehörden 
(1) Oberste Fischereibehörde ist das Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, 
Landwirtschaft und Tourismus. 
(2) Durch Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Landesverwaltungsgesetzes wird bestimmt, 
welche Behörde die Aufgaben der oberen Fischereibehörde wahrnimmt. 

§ 43 
Fischereiaufsicht 
(1) Die Aufsicht über die Fischerei in den Küstengewässern führen die obere Fischereibehörde und 
die Wasserschutzpolizeidirektion durch, in den Binnengewässern die obere Fischereibehörde. 
(2) Unberührt von Absatz 1 bleibt die besondere Aufsicht des Landes über die genossenschaftlichen 
Angelegenheiten (§ 24). 
(3) Zur Durchführung der Fischereiaufsicht kann die obere Fischereibehörde zuverlässige, 
sachkundige und mit den Aufgaben der Fischereiaufsicht vertraute Personen zu ehrenamtlichen 



Fischereiaufseherinnen oder Fischereiaufsehern bestellen. Sie sind zur gewissenhaften Ausübung 
ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit zu verpflichten. Sie unterliegen den Weisungen der oberen 
Fischereibehörde. 
(4) Die Fischereiberechtigten oder die Fischereiausübungsberechtigten können zum Schutz ihrer 
Fischereirechte geeignete Personen (private Fischereiaufseherinnen oder Fischereiaufseher) 
bestellen, die auf Antrag amtlich bestätigt Werden, wenn gegen ihre Eignung und Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Die privaten Fischereiaufseherinnen und Fischereiaufseher haben 
Anordnungen der Fischereiaufsichtspersonen zu befolgen. 

§ 44 
Befugnisse der Fischereiaufsicht 
(1) Die Fischereiaufsichtsbeamtinnen, die Polizeivollzugskräfte der Wasserschutzpolizei oder 
Fischereiaufsichtsbeamten und die ehrenamtlichen Fischereiaufseherinnen oder Fischereiaufseher 
(Fischereiaufsichtspersonen) sind in Wahrnehmung der Aufgaben der Fischereiaufsicht befugt: 
Wasserfahrzeuge, Grundstücke und Ufer zu betreten,  
die Personalien festzustellen,  
den Fischereischein, den Fischereierlaubnisschein sowie nach anderen Rechtsvorschriften 
notwendige Fischereidokumente zu prüfen,  
die mitgeführten oder ausliegenden Fanggeräte, die Fische und Fanggeräte in Wasser- und 
Landfahrzeugen sowie die Fischbehälter zu überprüfen,  
die Schiffsführung von Fischereifahrzeugen aufzufordern, einen bestimmten Hafen anzulaufen. 
Die Schiffsführung eines Wasserfahrzeugs, von dem aus Fischfang betrieben wird, hat auf Anruf 
sofort ihr Fahrzeug anzuhalten, auf Verlangen die Fischereiaufsichtspersonen an Bord zu lassen und 
ihren Anordnungen Folge zu leisten. Die Weiterfahrt ist erst zulässig, wenn die 
Fischereiaufsichtsperson dies gestattet. 
Für die privaten amtlich bestätigten Fischereiaufseherinnen und Fischereiaufseher gilt Absatz 1 Nr. 
1, 3 und 4 entsprechend. 
(2) Die Fischereiaufsichtsperson hat bei dienstlichem Einschreiten auf Verlangen ihren 
Dienstausweis vorzuzeigen, es sei denn, dass ihr dies aus Sicherheitsgründen nicht zugemutet 
werden kann. Die Fischereiaufsichtspersonen sind darüber hinaus befugt, Personen, 
die unberechtigt fischen,  
die auf oder an Gewässern, in denen sie nicht zur Ausübung der Fischerei berechtigt sind, mit 
Fanggeräten angetroffen werden, oder  
die eine sonstige Zuwiderhandlung gegen fischereiliche Vorschriften begehen, 
die gefangenen Fische und die Fanggeräte abzunehmen. 
(3) Weitere Befugnisse der Fischereiaufsichtspersonen kann die oberste Fischereibehörde durch 
Verordnung regeln. 
(4) Für Maßnahmen, die nach diesem Gesetz getroffen werden können, werden das Recht auf 
Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes), das Recht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes) und das Recht auf Eigentum (Art. 14 Abs. 1 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 

Zehnter Teil 
Entschädigung 

§ 45 
Entschädigung  
(1) Werden den Eigentümerinnen oder Eigentümern oder anderen Nutzungsberechtigten durch 
Maßnahmen aufgrund dieses Gesetzes und hierauf beruhender Verordnungen, behördlicher 
Maßnahmen oder Anordnungen Beschränkungen ihrer Nutzungsrechte oder Pflichten in einem 
Ausmaß auferlegt, die über die Sozialbindung der Eigentümerin oder des Eigentümers hinausgehen, 
haben sie Anspruch auf Entschädigung. Die Vermögensnachteile, die durch die Maßnahmen 
verursacht worden, müssen angemessen ausgeglichen werden. 



(2) Zur Entschädigung ist die oder der Begünstigte verpflichtet. 
(3) Die Entschädigung ist in Geld zu leisten. Sie kann auch in wiederkehrenden Leistungen bestehen. 
(4) Über Entschädigungsansprüche nach diesem Gesetz entscheidet die obere Fischereibehörde. 

Elfter Teil 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 46 
Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen § 3 Abs. 1 der Hegepflicht nicht ordnungsgemäß nachkommt,  
entgegen § 4 Abs. 3, 4 und 5 ein nicht zugelassenes Fanggerät benutzt,  
entgegen § 13 Abs. 3 Besatzmaßnahmen durchführt,  
entgegen § 14 Abs. 1 ohne Fischereierlaubnisschein den Fischfang ausübt oder entgegen Absatz 5 
mit Fanggeräten oder Fahrzeugen fischt, die im Erlaubnisschein nicht eingetragen sind,  
entgegen § 14 Abs. 2 Fischereierlaubnisscheine an Personen ausgibt, die nicht Inhaberin oder 
Inhaber eines Fischereischeins sind,  
entgegen § 18 Abs. 1 und 2 tgba.org den Wechsel der Fische verhindert,  
entgegen § 26 den Fischfang ausübt, ohne den vorgeschriebenen gültigen Fischereischein bei sich zu 
führen oder diesen auf Verlangen einer zur Kontrolle berechtigten Person zur Einsichtnahme nicht 
aushändigt,  
entgegen § 31 beim Fischen verbotene Mittel anwendet,  
entgegen § 33 ein Gewässer ablässt,  
entgegen § 34 Abs. 7 in Fischwegen oder oberhalb oder unterhalb auf den von der obersten 
Fischereibehörde bestimmten Strecken fischt,  
entgegen § 36 an oder auf Gewässern Fischereigeräte gebrauchsfertig mitführt,  
entgegen § 38 Fische, die von einer übertragbaren Krankheit befallen sind, in ein Gewässer einsetzt 
oder aus Teichen oder sonstigen zur Fischhaltung bestimmten Behältern abtreiben oder 
abschwimmen lässt,  
entgegen § 41 Abs. 4 Muschelkulturen befischt,  
entgegen § 44 einem Verlangen der Fischereiaufsichtspersonen nicht nachkommt oder  
entgegen den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen handelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Vorschrift verweisen. 
(2) Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 bezieht, können eingezogen 
werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten findet Anwendung. 
(3) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 25.000,- Euro geahndet werden. 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die obere Fischereibehörde. 

Zwölfter Teil 
Schlussbestimmungen 

§ 47 
Übergangsvorschriften 
Folgende bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916 
und des Gesetzes über den Fischereischein (FSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Dezember 1982 (GVOBl. Schl.-H. S. 308), geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 1989 
(GVOBl. Schl.-H. S. 171), erlassenen Landesverordnungen bleiben bis auf weiteres in Kraft: 
die Landesverordnung über die Ausübung der Fischerei in den Küstengewässern (Schleswig-
Holsteinische Küstenfischereiordnung - KüFO) vom 1. April 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 201),  
die Landesverordnung über die Ausübung der Fischerei in den Binnengewässern (Schleswig-
Holsteinische Binnenfischereiordnung - BiFO) vom 1. April 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 208),  
die Landesverordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Fischereischein (DVO-FSG) vom 



22. Februar 1983 (GVOBl. Schl.-H. S. 128), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. April 1991 
(GVOBl. Schl.-H. S. 254) und  
die Landesverordnung über Muschelkulturbezirke vom 25. März 1988 (GVOBl. Schl.-H. S. 125), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Februar 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 156). 
§ 48 
Aufhebung bestehender Vorschriften 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer Kraft: 
das Fischereigesetz vom 11. Mai 1916 (GS. S. 55), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 1993 
(GVOBl. Schl.-H. S. 215),  
das Gesetz zum Schutze der Muschelfischerei vom 25. August 1953 (GVOBl. Schl.-H. S. 111), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 171),  
die Verordnung zum Schutze der Wildmuschelbestände gegen übermäßige Befischung vom 26. 
August 1953 (GVOBl. Schl.-H. S. 112),  
das Gesetz über den Fischereischein (FSG) i.d.F.d.B. vom 22. Dezember 1982 (GVOBl. Schl.-H. S. 
308), geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 171),  
die Landesverordnung über die Erklärung des Fischereiamts des Landes Schleswig-Holstein zur 
Landesoberbehörde vom 22. März 1984 (GVOBl. Schl.-H. S. 73) und  
das Gesetz über Land- und Fischereipachtverträge vom 25. August 1953 (GVOBl. Schl.-H. S. 109), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. November 1985 (BGBl. I S. 2075). 
(2) Soweit in Rechtsvorschriften auf die nach Absatz 1 außer Kraft getretenen Gesetze und 
Verordnungen verwiesen wird, treten die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an ihre Stelle. 
§ 49 
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.  
Anlage: 
(zu § 1 Abs. 2) 
Grenzen der Küstengewässer in Flußläufen 
-------------------------------------------------------------- 
Bezeichnung Ausgangspunkt des Gewässers des Küstengewässers 
-------------------------------------------------------------- 
Eider Bollwerk in Süderstapel 
Stör Delftorbrücke in Itzehoe 
Krückau Elmshorner Wassermühle 
Pinnau Straßenbrücke bei Uetersen Trave Herrenbrücke zwischen Lübeck und Travemünde  
Elbe Landesgrenze zwischen Schleswig-Holstein und Hamburg bei Wedel  



Landesverordnung 
über die Ausübung der Fischerei in den Binnengewässern 
(Schleswig-Holsteinische Binnenfischereiordnung -BiFO-) 

vom 25. September 2001 
Gl.-Nr.: 793-4-1 

Fundstelle: GVOBl. Schl.-H. 2001 S. 167 

Aufgrund des § 30 Abs. 1, des § 31 Abs. 3, des § 34 Abs. 7, des § 35 Abs. 1 und 2, des § 37 
Abs. 2 und des § 38 Abs. 2 des Landesfischereigesetzes (LFischG) vom 10. Februar 1996 

(GVOBl. Schl.-H. S. 211), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 1997 
(GVOBl. Schl.-H. S. 471), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen ersetzt durch 

Landesverordnung vom 13. Februar 2001 (GVOBl. Schl.-H. S. 34), verordnet das 
Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus: 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die Binnengewässer nach § 1 Abs. 3 LFischG und für die 
Fischerzeugung in besonderen Anlagen nach § 1 Abs. 1 LFischG. 
(2) Zum Geltungsbereich nach Absatz 1 gehören das Ornumer Noor, die Strandlagune bei 
Aschau und das Neustädter Binnenwasser seewärts bis zur Straßenbrücke in Neustadt.  

§ 2 
Mindestmaße und Schonzeiten 

(1) In offenen Binnengewässern nach § 2 Abs. 2 LFischG gelten für die nachstehend 
aufgeführten Arten folgende Mindestmaße, gemessen von der Kopfspitze bis zum Ende der 
Schwanzflosse, und Schonzeiten: 
   Fischart Mindestmaß  Schonzeit 

1.  Bachneunauge (Lampetra planeri)  - ganzjährig  

2.  Flußneunauge (Lampetra fluviatilis) -  ganzjährig  
3.  Meerneunauge (Petromyzon marinus) -  ganzjährig  
4.  Stör (Acipenser sturio) -  ganzjährig  

5.  Äsche (Thymallus thymallus)  35 cm -  

6.  Bachforelle (Salmo trutta fario)  30 cm 1. Oktober bis 31. 
Dezember  

7. Lachs (Salmo salar)  60 cm  1. Oktober bis 31. 
Dezember  

8.  Meerforelle (Salmo trutta trutta)  40 cm  1. Oktober bis 31. 
Dezember  

9.  Große Maräne (Coregonus lavaretus)  30 cm  -  

10.  Kleine Maräne (Coregonus albula) -  - 
11.  Nordseeschnäpel (Coregonus oxyrhynchus)  -  ganzjährig 

12.  Ostseeschnäpel (Coregonus lavaretus 
balticus)  40 cm  1. November bis 

31. Januar  



13.  Alse, Maifisch (Alosa alosa)  -  ganzjährig  
14.  Finte (Alosa fallax)  30 cm - 
15.  Binnenstint (Osmerus eperlanus spirinchus)  -  -  

16.  Stint (Osmerus eperlanus eperlanus)  -  - 
17.  Aal (Anguilla anguilla)  35 cm  -  
18.  Flußbarsch (Perca fluviatilis)  -  -  

19.  Hecht (Esox lucius)  45 cm  vom 15. Februar 
bis 30. April  

20.  Kaulbarsch (Gymnocephalus cernua)  -  -  
21.  Quappe (Lota lota)  35 cm - 

22.  Wels (Silurus glanis)  70 cm vom 1. Mai bis 
30. Juni  

23.  Zander (Stizostedion lucioperca)  40 cm -  
24.  Aland (Leuciscus idus)  -  -  
25.  Barbe (Barbus barbus) -  ganzjährig  
26.  Bitterling (Rhodeus sericeus amarus)  -  ganzjährig  
27.  Brassen (Abramis brama)  -  -  

28.  Döbel (Leuciscus cephalus)  -  -  

29.  Elritze (Phoxinus phoxinus) - ganzjährig 
30.  Giebel (Carassius auratus gibelio) -  - 

31.  Gründling (Gobio gobio) -  vom 1. Januar bis 
15. Mai  

32.  Güster (Blicca bjoerkna)  -  -  
33.  Hasel (Leuciscus leuciscus) -  ganzjährig 

34.  Karausche (Carassius carassius)  -  - 
35.  Karpfen (Cyprinus carpio)  35 cm  -  
36.  Moderlieschen (Leucaspius delineatus)  -  ganzjährig  

37.  Schleie (Tinca tinca)  25 cm  -  
38.  Rapfen (Aspius aspius)  50 cm -  

39.  Rotauge (Rutilus rutilus) -  -  
40.  Rotfeder (Scardinius erythrophthalmus)  -  -  
41.  Ukelei (Alburnus alburnus)  -  ganzjährig  
42.  Zährte (Vimba vimba)  -  ganzjährig 

43.  Zope (Abramis ballerus)  -  ganzjährig  
44.  Bachschmerle (Barbatula barbatula)  -  ganzjährig  
45.  Groppe (Cottus gobio) - ganzjährig  
46.  Ostgroppe (Cottus poeciliopus)  -  ganzjährig  

47.  Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis)  -  ganzjährig  
48.  Steinbeißer (Cobitis taenia)  -  ganzjährig  



49.  Dreistachliger Stichling (Gasterosteus 
aculeatus)  -  -  

50.  Zwergstichling (Pungitius pungitius)  -  -  

51.  Dorsch (Gadus morhua) 35 cm -  
52.  Flunder (Pleuronectes flesus)  25 cm -  
53.  Flußkrebs (Astacus astacus) - ganzjährig  

54.  Abgeplattete Teichmuschel (Pseudanodonta 
complanata)  -  ganzjährig  

55.  Bachmuschel (Unio crassus) -  ganzjährig 

56.  Flache Teichmuschel (Anodonta anatina)  - ganzjährig  
57.  Gemeine Teichmuschel (Anodonta cygnea)  - ganzjährig  
58.  Große Flussmuschel (Unio tumidus)  -  ganzjährig  

59.  Malermuschel (Unio pictorum)  -  ganzjährig  

60.  Amerikanischer Hundsfisch (Umbra 
pygmaea) -  -  

61.  Blaubandgründling (Pseudorasbora parva)  -  -  

62.  Europäischer Hundsfisch (Umbra krameri)  -  -  
63.  Regenbogenforelle (Oncorhynchus mykiss) -  -  
64.  Sonnenbarsch (Lepomis gibbosus)  -  -  

65.  Zwergwels (Ictalurus nebulosus)  -  -  

66.  Amerikanischer Flußkrebs (Orconectes 
limosus)  -  -  

67.  Signalkrebs (Pacifastacus leniusculus)  -  -  
68.  Sumpfkrebs (Astacus leptodactylus)  -  -  

69.  Wandermuschel (Dreissena polymorphal)  -  -  
70.  Wollhandkrabbe (Eriocheir sinensis)  -  -  
 
(2) Es ist verboten, Fische, die das für sie festgelegte Mindestmaß unterschreiten oder 
während der für sie festgelegten Schonzeit gefangen werden, sich anzueignen, anzulanden, zu 
befördern, zu verkaufen oder anderweitig zu verwerten.  
 
(3) Werden Fische gefangen, die einem Verbot nach Absatz 2 unterliegen, sind sie nach guter 
fischereilicher Praxis vom Fanggerät zu befreien und unverzüglich frei in das Fanggewässer 
zurückzusetzen, ohne Rücksicht darauf, ob sie unverletzt, verletzt oder tot sind.  
 
(4) Sind Fische, die einem Verbot nach Absatz 2 unterliegen, zusammen mit anderen Fischen 
gefangen worden, sind sie von diesen zu trennen und unverzüglich in das Fanggewässer 
zurückzusetzen ohne Rücksicht darauf, ob sie unverletzt, verletzt oder tot sind. Erfolgt die 
Trennung nicht vor der Vermarktung, gilt der gesamte Fang als untermaßig oder 
schonzeitgeschützt.  
 
(5) Für Erwerbsfischerinnen und Erwerbsfischer gilt die unter Absatz 1 festgelegte Schonzeit 
nicht für den Hecht. Abstreifbaren weiblichen Hecht dürfen sie nur dann anlanden, befördern, 



verkaufen oder anderweitig verwerten, wenn dieser vorher zum Zwecke der künstlichen 
Erbrütung abgestreift worden ist.  

§ 3 
Besatz, übertragbare Fischkrankheiten 

(1) Als regional heimisch nach § 13 Abs. 3 LFischG gelten die Arten nach § 2 Abs. 1. In § 2 
Abs. 1 nicht aufgeführte Arten sowie Arten nach § 2 Abs. 1 Nr. 60 bis 70 dürfen in offenen 
Binnengewässern nicht ausgesetzt werden. Besatz ist in der Regel aus regionalen Beständen 
zu gewinnen. 
 
(2) Mit Fischarten, für die ein Mindestmaß vorgeschrieben ist, darf Besatz in offenen 
Binnengewässern nur erfolgen, wenn sie das Mindestmaß noch nicht erreicht haben. 
 
(3) Über die durchgeführten Besatzmaßnahmen hat die oder der Fischereiberechtigte oder die 
oder der Fischereiausübungsberechtigte Aufzeichnungen über Ort und Datum der 
Besatzmaßnahme sowie über Art, Alter, Menge und Herkunft der eingesetzten Fische zu 
machen und mindestens drei Kalenderjahre nach Ablauf des Besatzjahres aufzubewahren; sie 
sind der oberen Fischereibehörde auf Verlangen vorzulegen.  
 
(4) Es ist verboten, in Binnengewässern, mit Ausnahme von Teichwirtschaften oder 
besonderen Anlagen der Fischerzeugung, gentechnisch veränderte Fische oder deren 
Nachkommen einzusetzen, oder Fische, die von einer übertragbaren Krankheit befallen, 
krankheitsverdächtig oder Überträger einer solchen sind, einzusetzen, zur Zucht zu 
verwenden oder als Besatzfische in Verkehr zu bringen.  
 
(5) Übertragbare Krankheiten nach § 38 Abs. 2 Satz 1 LFischG sind insbesondere:  

1. 1. Fischseuchen nach der Verordnung zum Schutz gegen Süßwasserfisch-Seuchen, 
Muschelkrankheiten und zur Schaffung seuchenfreier Fischhaltungsbetriebe und 
Gebiete (Fischseuchen-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
Mai 2001 (BGBl. I S. 937) 

2. die Frühlingsvirämie der Karpfen (SVC) 
3. die Schwimmblasenentzündung bei Karpfen 
4. die Furunkulose bei Salmoniden 
5. die Süßwasseraalseuche 
6. die Fleckenseuche des Hechtes 
7. die Fleckenseuche der Cypriniden, Perciden und Coregoniden  
8. die Drehkrankheit 
9. die Grießkörnchenkrankheit 
10. die Porzellankrankheit bei Krebsen 
11. die Krebspest 
12. die Ergasilosen 

§ 4 

Schonbezirke 

(1) In den in der Anlage aufgeführten Schonbezirken ist der Fischfang verboten. 
(2) In allen in der Anlage nicht aufgeführten sonstigen Fischwegen ist der Fischfang auf einer 
Gewässerstrecke von 50 m oberhalb bis 50 m unterhalb des Fischweges verboten. 



§ 5 

Winterschonzeit 

(1) Zum Schutz der Winterlaicher ist der Fischfang vom 1. Oktober bis 31. Dezember in 
folgenden Gewässern und deren Zuläufen verboten: 

1. Krusau 
2. Langballigau 
3. Au bei Habernis 
4. Grimsnisau 
5. Loiter Au 
6. Lindaubach (Güderotter Au) 
7. Hüttener Au 
8. Osterbek 
9. Koseler Au 
10. Kriesebyau 
11. Schwastrumer Au (Bokenau) 
12. Kronsbek 
13. Eider von der Quelle bis zum Klärwerk Flintbek 
14. Hohenfelder Mühlenau 
15. Kossau 
16. Farver Au (Steinbek) und Randkanal von Einmündung der Farver Au bis zur 

Kreisstraße 48 (Auslaufwerk im Deich) 
17. Kremper Au und Lachsbach sowie der nördliche Bereich des Neustädter 

Binnenwassers bis zu einem Kreis mit einem Radius von 250 m um die Mündung des 
Lachsbaches  

18. Trave von der Quelle bis zur Straßenbrücke (B 206) bei Bad Segeberg  
19. Pulverbek 
20. Beste 
21. Bille 
22. Pinnau von der Quelle bis unterhalb der Einmündung der Bilsbek  
23. Krückau von der Quelle bis zur Bundesautobahn 23 
24. Offenau 
25. Stör von der Quelle bis unterhalb der Einmündung der Bünzau 
26. Bramau bis zur Einmündung in die Stör 
27. Mühlenbarbeker Au 
28. Rantzau 
29. Gieselau 
30. Hanerau vom Mühlenteich bis zur Mündung in den Nord-Ostsee-Kanal  
31. Haaler Au von der Quelle bis oberhalb der Einmündung der Fuhlenau  
32. Luhnau 
33. Jevenau 
34. Wehrau, Mühlenau und Reidsbek 
35. Neue Sorge von der Quelle bis oberhalb Tetenhusen 
36. Treene von der Quelle bis unterhalb der Einmündung der Silberstedter Au  
37. Lecker Au von der Quelle bis unterhalb der Einmündung der Brebek  
38. Soholmer Au oberhalb des Goldebeker Mühlenstroms 

(2) Ausgenommen von der Winterschonzeit sind die Seen im Zuge dieser Gewässer und 
Gewässerstrecken.  



 

§ 6  

Elektrofischerei 

(1) Der Fischfang unter Anwendung von elektrischem Strom (Elektrofischerei) darf nur mit 
Genehmigung der oberen Fischereibehörde zum Fang von Laichfischen, für 
Bestandsaufnahmen zur Beweissicherung oder zur Erstellung von Hegeplänen, für 
wissenschaftliche Untersuchungen oder zur nachhaltigen und mit anderen Fischereigeräten 
nicht erreichbaren Gewässerbewirtschaftung ausgeübt werden. 
 
(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller  

1. nachweist, dass die für den Betrieb des Elektrofischereigerätes verantwortliche Person 
an einem von der oberen Fischereibehörde anerkannten Lehrgang über die 
Elektrofischerei teilgenommen hat (Bedienungsschein) oder Fischwirtin oder 
Fischwirt ist und 

2. nachweist, dass das einzusetzende Elektrofischereigerät einschließlich seines 
Zubehörs den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht 
(Zulassungsschein).  

§ 7 

 Art und Anwendung von Fischereigeräten 

(1) Neben den nach § 31 LFischG verbotenen Fangmethoden ist das Reißen von Fischen mit 
Angelhaken verboten. Feststehende Haken sind nur als Einzelhaken erlaubt. 
 
(2) Stellnetze und Reusen sind so einzusetzen, dass ein Beifang von anderen Tieren, wie 
Wasservögeln und Fischottern, möglichst vermieden wird. 

§ 8  

Mitführen von Fischereigeräten 

(1) Fischereigeräte, die nach § 6 nicht genehmigt oder nach § 7 verboten sind, dürfen auf oder 
an Gewässern nicht mitgeführt werden. 
 
(2) Niemand darf auf oder an Gewässern, in denen er nicht fischereiberechtigt oder 
fischereiausübungsberechtigt ist, Fischereigeräte in fangbereitem Zustand mit sich führen. Ein 
Fischereigerät befindet sich in fangbereitem Zustand, wenn es unverpackt oder unverschnürt 
zum unmittelbaren Fangeinsatz fertiggerüstet ist.  
 
(3) Niemand darf andere als für ihn erlaubte Fischereigeräte auf oder an Gewässern, in denen 
er fischereiberechtigt oder fischereiausübungsberechtigt ist, mit sich führen.  

§ 9  

Kontrolle von Fischereigeräten 

Ausgelegte Stellnetze und Aalschnüre sind täglich zu kontrollieren; Fänge sind unverzüglich 
zu entnehmen.  

 



§ 10  

Verwendung von toten Köderfischen 

In offenen Binnengewässern dürfen nur solche aus dem Gewässersystem des Fanggewässers 
stammende oder in Teichwirtschaften oder vergleichbaren Anlagen erzeugte Fische 
heimischer Arten oder Teile von ihnen als Köder verwendet werden; § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 
4 gelten entsprechend.  

§ 11  

Ständige Fischereivorrichtungen 

In offenen Binnengewässern müssen ständige Fischereivorrichtungen einen Latten- oder 
Stababstand oder eine Maschenweite, gemessen von Knotenmitte zu Knotenmitte, von 
mindestens 10 mm haben. Sind sie mit einer Stauanlage baulich verbunden, wird die nach § 
18 Abs. 2 LFischG freizuhaltende halbe Gewässerbreite nach der jeweiligen Abflußbreite des 
Stauwehres einschließlich der ständigen Fischereivorrichtungen bemessen.  
 

§ 12  

Absperrung mit Fischereigeräten 

(1) In fließenden Gewässern dürfen andere als in § 11 genannte Fischereivorrichtungen oder 
Fischereigeräte, wie Stellnetze, Hamen und Reusen, die im Gewässerbett oder am Ufer 
befestigt oder verankert sind, nicht so eingerichtet oder ausgelegt werden, dass sie einen 
Abstand von weniger als 200 m voneinander haben und mehr als die Hälfte der 
Gewässerbreite absperren. 
(2) Vor Ein- oder Ausläufen von Seen oder sich verengenden Seenverbindungen von offenen 
Gewässern dürfen andere Fischereivorrichtungen oder Fischereigeräte im Sinne des Absatzes 
1 in einem Bereich nicht eingerichtet oder ausgelegt werden, der in einem Abstand von 40 m 
vor der Mitte des Ein- oder Auslaufes oder der Verengung und einem seitlichen Abstand von 
40 m beiderseits von ihr ein Rechteck bildet.  
 

§ 13  

Eisfischerei 

Bei der Eisfischerei sind die ins Eis geschlagenen Löcher auf deutlich sichtbare Art zu 
kennzeichnen.  
 

§ 14 

 Schutz der Fischgewässer 

(1) Gewässerunterhaltungsmaßnahmen haben stets so fischschonend wie möglich zu erfolgen. 
Werden dabei Fische aus dem Gewässer entfernt, sind sie entsprechend § 2 Abs. 3 
zurückzusetzen. 
(2) Laich- und Aufwuchsgebiete von Fischen, die einer Schonzeit nach § 2 Abs. 1 unterliegen, 
dürfen nur durch Handräumung unterhalten werden. Die obere Fischereibehörde legt diese 
Gebiete und den Zeitraum im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde, dem 
zuständigen Träger der Gewässerunterhaltung und dem oder den Fischereiberechtigten oder 
Fischereiausübungsberechtigten fest.  
(3) In Gewässern nach § 5 Abs. 1 dürfen in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. April keine 
Gewässerunterhaltungsmaßnahmen vorgenommen werden.  

 



§ 15 

Befreiungen und Ausnahmen 

(1) Die §§ 2, 4 bis 6 und 12 finden für die obere Fischereibehörde, das Institut für 
Meereskunde in Kiel und die Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein sowie mit 
Zustimmung der oberen Fischereibehörde auch für andere wissenschaftliche Institute und 
Organisationen der Fischerei keine Anwendung. 
(2) Die obere Fischereibehörde kann die Befreiung nach Absatz 1 entziehen, wenn 
nachhaltige Beeinträchtigungen der Fischerei zu befürchten sind.  
(3) Die obere Fischereibehörde kann Ausnahmen von den §§ 2, 3 Abs. 2, §§ 4, 5 und 6 Abs. 2 
genehmigen. 
(4) Befreiungen nach Absatz 1 und Ausnahmegenehmigungen nach Absatz 3 ersetzen nicht 
die nach § 14 LFischG erforderlichen privatrechtlichen Erlaubnisse zum Fischfang. 
  

§ 16  

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 46 Abs. 1 Nr. 15 LFischG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 2 untermaßige oder während der Schonzeit gefangene Fische sich 
aneignet, anlandet, befördert, verkauft oder anderweitig verwertet,  

2. entgegen § 2 Abs. 3 untermaßige oder während der Schonzeit gefangene Fische nicht 
unverzüglich frei in das Fanggewässer zurücksetzt, oder sie entgegen § 2 Abs. 4 nicht 
von den anderen mitgefangenen Fischen vor der Vermarktung trennt und zurücksetzt, 

3. entgegen § 2 Abs. 5 abstreifbaren weiblichen Hecht verkauft oder anderweitig 
verwertet, ohne ihn vorher zum Zwecke der künstlichen Erbrütung abzustreifen,  

4. entgegen § 3 Abs. 1 Fische aussetzt, 
5. entgegen § 3 Abs. 2 Gewässer mit Fischen besetzt, die ein für sie vorgeschriebenes 

Mindestmaß erreicht oder überschritten haben, 
6. entgegen § 3 Abs. 3 keine oder unvollständige Aufzeichnungen führt , die 

Aufbewahrungsfrist nicht einhält oder die Aufzeichnungen der oberen 
Fischereibehörde auf Verlangen nicht vorlegt, 

7. entgegen § 3 Abs. 4 gentechnisch veränderte Fische oder deren Nachkommen in die 
genannten Gewässer einsetzt oder von einer übertragbaren Krankheit befallene, 
danach verdächtige oder solche Krankheiten übertragende Fische zur Zucht 
verwendet, als Besatzfische in den Verkehr bringt oder in andere Gewässer einsetzt, 

8. entgegen § 4 in Schonbezirken den Fischfang ausübt, 
9. entgegen § 5 Abs. 1 während der Winterschonzeit den Fischfang ausübt, 
10. entgegen § 6 Abs. 1 den Fischfang unter Anwendung elektrischen Stroms ohne 

Genehmigung ausübt, 
11. entgegen § 7 Abs. 1 Fischereigeräte einsetzt, 
12. entgegen § 8 Abs. 1 ungenehmigte oder verbotene Fischereigeräte mit sich führt,  
13. entgegen § 8 Abs. 2 Fischereigeräte in fangbereitem Zustand mit sich führt,  
14. entgegen § 8 Abs. 3 andere als für ihn erlaubte Fischereigeräte mit sich führt,  
15. entgegen § 9 ausliegende Stellnetze oder Aalschnüre nicht kontrolliert oder Fänge 

nicht unverzüglich entnimmt,  
16. entgegen § 10 Fische oder Teile von ihnen als Köder verwendet, 
17. entgegen § 11 ständige Fischereivorrichtungen mit geringeren Abständen oder 

Maschenweiten betreibt,  
18. entgegen § 12 Absperrungen vornimmt, 
19. entgegen § 13 ins Eis geschlagene Löcher nicht deutlich sichtbar kennzeichnet,  
20. entgegen § 14 Gewässerunterhaltungsmaßnahmen vornimmt oder  



21. entgegen Nebenbestimmungen zu nach § 15 Abs. 3 erteilten Genehmigungen handelt.  

§ 17  

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Ausübung der Fischerei in den 
Binnengewässern (Schleswig-Holsteinische Binnenfischereiordnung - BiFO) vom 1. April 
1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 208) außer Kraft.  

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden  
Kiel, 25. September 2001 

Ingrid Franzen Ministerin für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und 
Tourismus 

 

 
  
 
 
 
 

 
 

 

 
 

  

 
 

 

 
 

 

  



Anlage zu § 4 BiFO 

Laich- und Fischschonbezirke 

(1) Das Gebiet der Schwentine von der Neumühle bei Eutin bis zum Ehmbruchgraben ist vom 
1. März bis 30. September Laichschonbezirk.  
 
(2) Zu ganzjährigen Fischschonbezirken werden erklärt: 
 
1 Langballigau 

a. im Bereich des Fischweges in Unewatt von der Straßenbrücke unterhalb des 
Fischweges bis 50 m oberhalb der Abzweigung zum Fischweg, 

b. im Bereich des Fischweges in Streichmühle zwischen der Straßenbrücke der B 199 
und der Straßenbrücke der Landstraße von Streichmühle nach Grundhof,  

2. Bollingstedter Au 

a. unterhalb des Fischweges in Bollingstedt im unteren Mühlenteich und oberhalb des 
Fischweges innerhalb einer Linie vom uferfernen Fundament des Sommerhauses bis 
zum Überlaufschacht des Stauteiches an der Straßenbrücke, 

b. unterhalb des Fischweges in Sieverstedt bis an die westliche Brückenbefestigung der 
Straßenbrücke, 

c. Loiter Au im Bereich des Fischweges Oxbek/Boholzer Au von der ersten 
Sohlschwelle unterhalb des Fischweges bis 50 m oberhalb des Fischweges in der 
Oxbek.  

d. Schwentine unterhalb des Fischweges im Bereich westlich des Fähranlegers 
Neumühlen bis zu einer Linie vom südlichen Pfeiler am Ende des Fähranlegers 
Neumühlen bis zur gegenüberliegenden Ecke des Sportboothafens und oberhalb des 
Fischweges bis zu einer Linie, die vom Südufer der Schwentine beim 
Gartengrundstück des Gasthauses "Stadt Kiel" (markant vorspringende nordöstliche 
Ecke des Grundstücks) bis zum südlichen Betonpfeiler am Schwentinewehr verläuft. 

e. Trave  
f. im Bereich des Fischweges in Bad Oldesloe von der Straßenbrücke (Lübecker-Tor-

Brücke, alte B 75) bis zum Beginn des Mühlenumlaufgrabens am Postgelände,  
g. im Bereich von 50 m oberhalb bis 50 m unterhalb des Fischweges am Sohlabsturz Bad 

Oldesloe bei Trave km 1+190  
h. Elbe beim Stauwehr Geesthacht auf der rechten Seite der Elbe vom Knick im 

Uferdeckwerk 290 m oberhalb des Wehres bis zur zweiten Buhne 160 m unterhalb des 
Wehres.  

i. Krückau im Bereich des Fischweges am Stauwehr des Rantzauer Sees von der 
Straßenbrücke unterhalb bis 50 m oberhalb des Fischweges auf der gesamten 
Gewässerbreite und im Parallelgraben. 

j. Kremper Au im Bereich des Fischweges am Hasselburger Mühlenwehr zwischen 
Hasselburger Mühlenwehr und der Straßenbrücke an der Verbindungsstraße zur B 
207. 

k. Pinnau im Bereich der Wulfsmühle von 50 m oberhalb bis 50 m unterhalb des 
Fischweges. 

l. Schirnau (bei Einmündung in den Nord-Ostsee-Kanal) von 50 m oberhalb bis 50 m 
unterhalb des Fischweges.  



Landesverordnung über die Ausübung der Fischerei in den 
Küstengewässern (Schleswig-Holsteinische Küstenfischereiordnung - 

KüFO) 

vom 23. Juni 1999 

GS Schl.-H., Gl.Nr. 793-2-11 

Aufgrund des § 30 Abs. 1, des § 31 Abs. 3 Satz 2, des § 35 Abs. 1, des § 40 Abs. 2 und des 
§ 44 Abs. 3 des Landesfischereigesetzes vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Sch.-H. S. 211), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 471), 
verordnet das Ministerium für ländliche Räume, Landwirtschaft, Ernährung und 

Tourismus: 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die Küstengewässer nach § 1 Nr. 2 des Landesfischereigesetzes. in 
Lübeck. Sie gilt für jede Art der Fischerei, soweit nicht durch Rechtsakte der Europäischen 
Union etwas anderes bestimmt wird  

§ 2 
Mindestmaße, Mindestgewicht, Schonzeiten, Fangbeschränkungen 

  Art Nordsee Ostsee Schlei / 
Trave Schonzeit 

Aal 35 cm 35 cm     
Aalmutter 23 cm 23 cm   15.09 - 31.01 

Lachs 6o cm 60 cm   

Meerforelle 40 cm 40 cm   
Bachforelle 40 cm 40 cm   

01 - 31.12 für Fische im Laichkleid, 
silbrige Fische mit losen Schuppen 
sind ausgenommen 

Hering 20 cm 11 cm     

Steinbutt  30 cm  30 cm    01.06 - 31.07 (in der Ostsee) 
Glattbutt  30 cm  30 cm    01.06 - 31.07 (in der Ostsee) 

Scholle /Goldbutt 27 cm 25 cm    01.02 - 30.04. (weibl. Scholle) 
Flunder  25 cm  25 cm  20 cm  01.02 - 30.04. (weibl. Flunder) 
Scharbe / Kliesche 23 cm  23 cm      
Seezunge  24 cm  24 cm      
Dorsch /Kabeljau 35 cm  35 cm      

Schellfisch 30 cm        

Wittling  23 cm  23 cm      

Quappe        ganzjährig in der Elbe mit 
Nebengewässern 

Makrele  30 cm        



Finte  30 cm        
Meeräsche  40 cm  40 cm      

Zander  40 cm  40 cm    15.02 - 15.05 (in der Elbe mit 
Nebengewässern 

Hecht  45 cm  45 cm    15.02 - 30.04.  
Wels  70 cm  70 cm      

Flusskrebs        ganzjährig 

Hummer, gemessen von 
der Spitze des Stirnhorns 
bis zum Hinterende des 
Brustpanzers 

11 cm      15.07. - 31.08.  

Hummer, eiertragend, 
weiblich       ganzjährig 

Herzmuschel       01.05. - 30.06  
Miesmuschel, außerhalb 
des Nationalparks  4 cm  4 cm    15.04 - 14.07.  

Stör       ganzjährig  
Alse /Maifisch       ganzjährig  
Nordseeschnäpel       ganzjährig  

Ostseeschnäpel 40 cm  40 cm    01.12 - 28.02. 
Meerneunauge       ganzjährig  
Flussneunauge       ganzjährig  

Zährte       ganzjährig  

 (1) Für die nachstehend aufgeführten Fischarten gelten folgende Mindestmaße, gemessen von 
der Kopfspitze bis zum Ende der Schwanzflosse, und Schonzeiten: 
 
(2) Es ist verboten, Fische, die das für sie festgelegte Mindestmaß oder –gewicht 
unterschreiten oder während der für sie festgelegten Schonzeiten gefangen werden, sich 
anzueignen, anzulanden, zu befördern, zu verkaufen oder anderweitig zu verwerten.  
 
(3) Werden Fische gefangen, die einem Verbot nach Absatz 2 unterliegen, so sind sie nach 
guter fischereilicher Praxis vom Fanggerät zu befreien und unverzüglich frei in das 
Fanggewässer zurückzusetzen, ohne Rücksicht darauf, ob sie unverletzt, verletzt oder tot sind. 
 
(4) Sind Fische, die einem Verbot nach Absatz 2 unterliegen, zusammen mit anderen Fischen 
gefangen worden, so sind sie von diesen zu trennen und unverzüglich frei in das 
Fanggewässer zurückzusetzen, ohne Rücksicht darauf, ob sie unverletzt, verletzt oder tot sind. 
Dies gilt nicht für Fische in Fängen, für die nach Regelungen des Bundes oder der 
Europäischen Union ein zulässiger Anteil am Gesamtfang an untermaßigen oder 
schonzeitgeschützten Fischarten erlaubt ist, sofern ihr zulässiger Anteil nicht überschritten 
wird. Erfolgt eine nach Satz 1 und 2 vorzunehmende Trennung nicht vor der Vermarktung, so 
gilt der gesamt Fang als untermaßig bzw. schonzeitgeschützt; der Erlös aus der Vermarktung 
kann eingezogen werden und fällt der Landeskasse zu. 



§ 3 
Ausnahmen 

(1) Anlandungen von Trogmuscheln, Schwertmuscheln oder Miesmuscheln aus der Nordsee, 
die außerhalb des z.Zt. bestehenden Nationalparks ?Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer“ 
gefangen werden, sowie Anlandungen von Miesmuscheln aus der Ostsee dürfen untermaßige 
Muscheln bis zu 10 % des Gewichtes des Gesamtfanges enthalten. 
 
(2) Zulässig bleibt der Fang von untermaßigen Miesmuscheln als Besatz für in schleswig-
holsteinischen Küstengewässern ausgewiesene Muschelkulturbezirke in den Monaten 1. Juli 
bis einschließlich 30. April.  

§ 4 
Muschelfischerei 

(1) Zum Fischen von Miesmuscheln dürfen auf einem Fangfahrzeug nicht mehr als vier 
Muschelfanggeräte von je höchstens 2 m Öffnungsbreite und je höchstens 350 kg Gewicht 
verwendet werden.  
 
(2) Zum Fischen von wildlebenden anderen Muschelarten als Miesmuscheln darf auf einem 
Fangfahrzeug nur ein Fanggerät mit einer Kantenlänge von bis zu einem Meter verwendet 
werden. Der Fang darf nicht durch eine Saufeinrichtung aus dem Meeresboden heraufgeholt 
werden. Die hydraulische Beförderung aus dem Auffangkorb durch eine Rohrleitung auf oder 
in das Fahrzeug ist zulässig, wenn gewährleistet ist, daß kleinere Muscheln, Schnecken oder 
andere Lebewesen lebend und unbeschädigt wieder ins Wasser zurückgelangen können.  
 
(3) Mit Ausnahme der Besatzmuschelfischerei sind Muschelfänge von Beifängen nach 
fischereirechtlichen Regeln, die die obere Fischereibehörde festlegen kann, zu trennen und die 
Beifänge in das Fanggewässer zurückzugeben.  
 
(4) Tritt eine Gefährdung der Besatzmuschelbestände oder der Besatzmuschelfischerei von 
Miesmuscheln in der Zeit vom 1. Juli bis 30. April auf, kann die obere Fischereibehörde den 
Umfang der Besatzmuschelfischerei durch örtliche und zeitliche Beschränkungen regeln.  

§ 5 
Kennzeichnung von Miesmuschelkulturbezirken 

(1) Zu Miesmuschelkulturbezirken erklärte Teile der schleswig-holsteinischen 
Küstengewässer sind auf ihren bekanntgegebenen Eckpositionen von dem 
Nutzungsberechtigten in der von der Wasser- und Schiffahrtsbehörde genehmigten Weise zu 
kennzeichnen. 
 
(2) Die Kennzeichen nach Absatz 1 sind mit Radarreflektoren auszustatten und mit dem 
Namen des Nutzungsberechtigten des Muschelkulturbezirkes zu beschriften. Die Größe und 
Art der Beschriftung regelt die obere Fischereibehörde. 

§ 6 
Industriefischerei 

Zum Schutz des Fischlaichs, der Fischbrut, der Aufwuchsplätze und der Fischnährtiere 
einschließlich Garnelen ist es verboten, Fische zu anderen Zwecken als dem unmittelbaren 



menschlichen Verzehr zu fischen, sie an Bord unverarbeitet, unsortiert oder qualitätsmindernd 
zu lagern oder anzulanden. 

§ 7 
Laich-, Fischschonbezirke und Schutzgebiete 

In den in der Anlage aufgeführten Laich- und Fischschonbezirken bzw. Schutzgebieten ist für 
die festgesetzten Zeiten der Fischfang verboten. Von diesem Verbot ausgenommen ist  

a. im Hummerschutzgebiet die Erwerbsfischerei mit Schleppanlagen auf Makrele und 
Kabeljau,  

b. im Walschutzgebiet die Schleppnetzfischerei zum Fang von Fischen, die der 
unmittelbaren menschlichen Ernährung (Konsumfischerei) dienen, der Fischfang mit 
anderen Geräten als Treibnetzen sowie mit Stellnetzen, deren gestreckter Abstand 
zwischen Grundtau und Schwimmerleine 2,00 m nicht übersteigt,  

c. im Gebiet vor der Schleimündung der Fischfang mit der Handangel von Land aus und 
mit der Erlaubnis der oberen Fischereibehörde der Fang von Köderfischen mit der 
Besteckwade vom 1. April bis 30. November.  

Anlage zu § 7 

Schonbezirke und Schutzgebiete 
 
(1) Das Lindauer Noor einschließlich des Nordhalses, zur Schlei hin begrenzt durch die Linie 
Bahnwärterhaus am Eisenbahndamm – Schneidersack, wird vom 1. März bis 31. Mai zum 
Laichschongebiet erklärt.  
 
(2) Vom 1.Juli bis 31. Dezember werden zu Fischschonbezirken erklärt:  
Die Teile der Nordseeküstengewässer, die 

a. in einem Kreis mit dem Radius von 500 m um die grüne Leuchtbake an der Mündung 
der Krückau, 

b. in einem Kreis mit dem Radius von 500 m um die Spitze der nördlichen Mole des 
Pinnausperrwerkes und  

c. in der Stör im Abschnitt vom Sperrwerk bis zur Mündung sowie in der Elbe im 
Bereich zwischen Ufer und Fahrwasser von 500 m unterhalb bis 500 m oberhalb der 
Störmündung liegen.  

(3) Vom 1. Oktober bis 31. Dezember werden zu Fischschonbezirken erklärt 

1. die Teile der Nordseeküstengewässer, die innerhalb der Häfen von Schlüttsiel und 
Holmersiel und des Meldorfer Hafens im Sperrwerk Speicherkoog Dithmarschen 
einschließlich des jeweils vorgelagerten inneren Hafenmolenbereiches liegen und 

2. die Teile der Ostseeküstengewässer, 
a) die vor den Mündungen der nachstehenden Zuflüsse liegen und im einzelnen durch 
Verbindungslinien von Eckpunkten begrenzt werden, die in einem Abstand von 200 m 
beiderseits der Mündung und von dort im rechten Winkel seewärts bis zu einem 
Abstand von 200 m zur Uferlinie liegen, 
aa) in der Flensburger Förde 

1. Schwennau bei Glücksburg 
2. Au bei Bockholmwiek 



3. Au bei Siegum 
4. Ringsberger Au 
5. Langballigau (Hafeneinfahrt) 
6. Au bei Habernis 
7. Lippingau 
8. Au bei Koppelheck 
9. Lehbeker Au 
10. Abfluss des Geltinger Noors 

bb) in der Eckernförder Bucht 

11. Schwastrumer Au 
12. Au bei Langholz 
13. Au bei Rethwisch 
14. Abfluss des Goossees 
15. Jordan (bei Kiekut) 
16. Aschau (Kronsbek) 
17. Lasbek (bei Surendorf) 

cc) in der Kieler Förde 

18. Strander Au (nördlich von Strande) 
19. Fuhlenau 
20. Hagener Au 
21. Barsbeker Au 

dd) in der Hohwachter Bucht 

22. Schönberger Au 
23. Scherbek (bei Schönberger Strand) 
24. Rethkuhl-Au 
25. Hohenfelder Mühlenau 
26. Abfluss des Waterneversdorfer Sees (bei Lippe) 
27. Abfluss des Sehlendorfer Binnensees 
28. Wasbeker Au (bei Weißenhaus) 
29. Oldenburger Graben 

ee) im Dassower See 

30. Stepenitz 

b) die in der Schlei vor der Mündung nachstehend aufgeführter Zuflüsse liegen, in den 
folgenden Begrenzungen: 
aa) Loiterau bis zu einer Linie, die vom westlichen Vorsprung Halbinsel Reesholm auf 
das Gebäude der ?Ostseewerft Winning“ zu verläuft, 
bb) Osterbek bis zu einer Linie, die von der Nordostecke des Yachthafens Götheby-
Holm zur Nordspitze des Holmer Sees verläuft, 
cc) Mündung des Ornumer Noors in die Schlei bis zu einer Linie, die vom Wadenzug 
?Luttje Holt“ im Westen über die Halbinsel zur Königsburg verläuft, 
dd) Riesebyer Au bis zu einer Linie, die vom Bahnwärterhäuschen zum 
Landvorsprung östlich des Abflusses verläuft, 



ee) Grimsnisau bis zu einer Linie, die das zur Werft ?Grauhöft“ gehörige Wohnhaus 
von Norden nach Süden durchläuft. 

(4) In der Nordsee wir bis zum 31. Dezember 2005 folgender Teil der Küstengewässer, 
begrenzt durch die Verbindungslinie der angegebenen geographischen Positionen, zum 
Hummerschutzgebiet erklärt:  
 
54° 11,4’ N                                7° 55,2’ E 
54° 10,9’ N                                7° 56,2’ E 
54° 09,5’ N                                7° 56,0’ E 
54° 09,9’ N                                7° 54,3’ E 
54° 10,2’ N                                7° 54,5’ E 
54° 10,5’ N                                7° 54,5’ E 
54° 10,9’ N                                7° 54,6’ E 
54° 11,0’ N                                7° 54,5’ E 
 
von dort entlang der Hochwasserlinien der Helgoländer Düne in nördlicher bzw. nordöstlicher 
Richtung zum Ausgangspunkt  
 
54° 11,4’ N                                7° 55,2’ E 
 
(Verbots- und Ausnahmevorschriften siehe § 7 Satz 2a KüFO). 
 
(5) in der Nordsee wird ganzjährig folgender Teil der Küstengewässer zum Walschutzgebiet 
erklärt, das begrenzt wird:  

a) im Norden:Von 55° 05’ 49,4’’ N8° 02’ 44,4’’ E in östlicher Richtung mit mit 
rechtweisend 103,5° bis zur Hochwasserlinie an der Westküste der Insel Sylt,  
b) im Osten:Vom vorgenannten Punkt entlang der Hochwasserlinie an der Westküste 
der Insel Sylt bis zum Schnittpunkt mit der Westgrenze des Nationalparks ?Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer“ mit 08° 17’ 47’’ E, von dort südlich entlang der 
Westgrenze des Nationalparks bis zu deren Schnittpunkt mit 54° 39’ 00’’ N,  
c) im Süden:Vom vorgenannten Schnittpunkt nach Westen bis 54° 39’ 00’’ N 7° 56’ 
36’’ E,  
d) im Westen:Von 54° 39’ 00’’ E entlang der seewärtigen Grenze des Küstenmeeres 
der Bundesrepublik Deutschland in nördlicher Richtung bis 55° 05’ 59,4’’ N 8° 02’ 
44,4’’ E  
(Verbots- und Ausnahmevorschriften siehe § 7 Satz 2b KüFO).  

(6) In der Ostsee werden ganzjährig zu Fischschonbezirken erklärt:  

1. in der Flensburger Förde ein Gebiet, das in einem Umkreis mit einem Radius von 
600m um die Mündung der Krusau liegt und 

2. das Gebiet vor der Ausmündung der Schlei in folgender Begrenzung: Im Westen 
durch die Verbindungslinie der Molenköpfe, im Norden, durch eine Linie von der 
grünen Fahrwassertonne 3 mit rechtsweisend 320°, im Osten durch die 
Verbindungslinie der grünen Fahrwassertonne 3 mit der roten Fahrwassertonne 4 und 
im Süden durch die Linie von der roten Fahrwassertonne 4 mit 240° rechtsweisend 
(Verbots- und Ausnahmevorschriften siehe § 7 Satz 2c KüFO). 

 

 



§ 8 
Elektrofischerei 

(1) Der Fischfang unter Anwendung von elektrischem Strom (Elektrofischerei) darf nur mit 
Genehmigung der oberen Fischereibehörde zum Fang von Laichfischen, für 
Bestandsaufnahmen zur Beweissicherung oder für wissenschaftliche Untersuchungen 
ausgeübt werden.  
 
(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller  

1. nachweist, dass die für den Betrieb des Elektrofanggerätes persönlich verantwortliche 
Person an einem von der oberen Fischereibehörde anerkannten Lehrgang über die 
Elektrofischerei teilgenommen hat und einen Bedienungsschein erworben hat oder 
Fischwirtin oder Fischwirt ist und 

2. nachweist, dass das einzusetzende Elektrofischereigerät einschließlich seines 
Zubehörs den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht 
(Zulassungsschein)  

§ 9 
Art und Anwendung von Fischereigeräten 

(1) Der Fischfang mit stechenden, reißenden und klemmenden Fanggeräten wie Aalharken, 
Aalscheren, Speere Harpunen, Heringspilken und anderen Pilken mit feststehenden Haken ist 
verboten. Gleiches gilt beim Fang von Heringen oder Kabeljau/Dorsch für Geräte mit losen 
Haken, sofern sie ruckartig und reißend eingesetzt werden. 
 
(2) Der Fischfang mit frei treibenden Netzen (Treibnetzen), die nicht verankert, mit dem 
Fangfahrzeug verbunden oder anderer Weise am Standort befestigt sind, ist verboten. 

§ 10 
Maschenöffnungen von Fanggeräten 

In den Küstengewässern der Ostsee gelten über die Vorschriften der Europäischen Union 
hinaus folgende Mindestmaschenöffnungen jede: 

• jede Art von Stellnetzen zum Fang von Dorsch und Forellen 105 mm,  
• jede Art von Stellnetzen zum Fang von Plattfischen 120 mm,  
• Geräte zum Fang aller anderen Fischarten außer Aal und Köderfisch 32 mm.  

§ 11 
Mitführen verbotener Fanggeräte 

Fanggeräte, die nach § 8 nicht genehmigt oder nach § 9 verboten sind, dürfen auf oder an 
Gewässern, für die sie verboten sind, nicht mitgeführt werden.  

§ 12 
Wattwürmer 

(1) Wer einen gültigen Fischereischein besitzt, darf Wattwürmer für den eigenen Bedarf im 
Handstichverfahren oder Handspülverfahren an sich bringen. 
 



(2) In der Ostsee dürfen Erwerbsfischereibetriebene Wattwürmer nur für den Eigenbedarf 
auch durch Ausspülen mit einem Außenbordmotor an sich bringen, dessen Leistung 
bauartgemäß 3,7 kW nicht übersteigt.  
 
(3) Vorschriften, die den Absätzen 1 und 2 entgegenstehen oder Genehmigungen anderer 
Stellen vorschreiben, bleiben hiervon unberührt. In für den Badebetrieb gekennzeichneten 
Gebieten sind alle Handlungen nach den Absätzen 1 und 2 verboten.  

§ 13 
Verbot der Schleppnetzfischerei 

(1) In den Küstengewässern der Nordsee ist der Fischfang mit Baumkurren verboten, soweit 
er von Fahrzeugen mit Maschinenleistungen von mehr als 221 kW betrieben wird.  
 
(2) In den Küstengewässern der Ostsee ist die Schleppnetzfischerei verboten, sofern sie von 
Fahrzeugen mit einer Maschinenleistung von mehr als 221 kW betrieben wird.  
 
(3) In den Küstengewässern der Ostsee ist die Fischerei mit Schleppnetzen und Snurrewaden 
innerhalb einer Zone, deren seewärtige Begrenzung in 3 Seemeilen Abstand von der Uferlinie 
verläuft, verboten. Von diesem Verbot sind ausgenommen:  
 
die Eckernförder Bucht innerhalb einer Linie Leuchtfeuer Bülk - Sperrgebietstonne 4 
(54°35’57“N - 10°06’54“E) in Tiefen über 20 m Wassertiefe in einem Bereich, der nördlich 
vom Stoller Grund und Mittelgrund liegt. Die südliche Abgrenzung wird gebildet durch die 
Linie Meilenbaken, Meilentonne 3 bis zur 20-m-Tiefenlinie bei derzeit 54°30'’1"“ - 10°2'’6"“ 
und von diesem Ort seewärts entlang der 20-m-Tiefenlinie. Im Norden erfolgt die 
Abgrenzung durch eine Linie, die durch die Sperrgebietstonnen 4 und 5 (54°35’57“N) 
begrenzt wird,  
 
die Flensburger Förde im Bereich östlich der Linie Leuchtfeuer Neukirchen/Ostspitze der 
dänischen Halbinsel Broagerland bis zu dem Punkt (54°43’33“N - 10°05’45“E), an dem die 
drei Seemeilen-Grenze die 20 m-Tiefenlinie schneidet, mit der Maßgabe die Fischerei in 
Wassertiefen über 20 m erlaubt ist,  
 
die Lübecker Bucht mit der Maßgabe, dass außerhalb eines Abstandes von 1,5 Seemeilen von 
der Küsten-Uferlinie in einem Gebiet gefischt werden darf, das begrenzt wird 
 
im Nordosten durch die Linie, die auf einer rechtweisenden Peilung des Kirchturms von 
Grömitz in 285° verläuft und im Südwesten durch die Verbindungslinie Leuchtturm 
Pelzerhaken - Mündung der Harkenbek und  
 
der Fehmarnbelt in der Zeit vom 15. September bis 15. April westlich des Schutzbereichs 
Marienleuchte zwischen zwei und drei Seemeilen von der Uferlinie aus, jedoch nur außerhalb 
der 20-m-Tiefenlinie. (4) Als Tiefenabgrenzung gilt jeweils die 20-m-Tiefenlinie der neuesten 
Ausgabe der amtlichen Seekarte des Bundesamtes für Seeschiffahrt und Hydrographie. 
 
(5) In den Küstengewässern der Ostsee kann die obere Fischereibehörde den Gebrauch von 
Schleppnetzen zum Besteckfischfang (Besteckzeesen) örtlich und zeitlich begrenzt 
genehmigen. 



§ 14 
Stellnetz und Reusenfischerei 

(1) In den Küstengewässern der Ostsee ist in einem Streifen, dessen seewärtige Begrenzung in 
200 m Abstand von der Uferlinie verläuft, die Fischerei mit Stellnetzen einschließlich 
Heringsstellnetzen verboten  
 
(2) Das Verbot nach Absatz 1 gilt nicht im Gebiet der Flensburger Innenförde und der Schlei 
in den Gebieten mit Fischereirechten der Hansestadt Lübeck und der Stadt Neustadt.  
 
(3) In der Elbe und ihren Nebengewässern ist der Fischfang mit am Fahrzeug befestigten 
sonst aber nicht verankerten oder in anderer Weise am Standort befestigten Stellnetzen 
verboten.  
 
(4) In den Nebengewässern der Elbe ist der Fischfang mit Stellnetzen in der Zeit vom 1. Juli 
bis 31. Dezember verboten.  
 
(5) Ausgelegte Stellnetze, Hamen, Reusen und Langleinen sind täglich zu überprüfen; Fänge 
sind unverzüglich zu entnehmen. Im Tidebereich der Nordsee ausliegende Fanggeräte sind bei 
jedem Trockenfallen zu überprüfen und die Fänge sind zu entnehmen  

§ 15 
Kennzeichnung der Fahrzeuge 

(1) Fischereifahrzeuge von Erwerbsfischereibetrieben in Küstengewässern müssen bei der 
oberen Fischereibehörde zur Registrierung angemeldet und zur Fischerei zugelassen werden. 
Sofern sie nicht nach der Verordnung über die Registrierung und Kennzeichnung von 
Fischereifahrzeugen in der Nordsee vom 20. September 1976 (GVOBl.S.-H. 236) zu 
kennzeichnen sind, müssen sie als Unterscheidungszeichen die ersten drei Buchstaben des 
Heimathafens und dahinter eine von der oberen Fischereibehörde erteilte Erkennungsnummer 
führen.  
 
(2) Über die Kennzeichnung stellt die obere Fischereibehörde der Eigentümerin oder dem 
Eigentümer des Fahrzeuges eine Bescheinigung aus; sie ist ständig an Bord mitzuführen. 
Jeder Eigentumswechsel und jede wesentliche Veränderung am Fahrzeug, insbesondere eine 
Änderung der Verwendung oder der Einbau anderer Maschinen, sind der oberen 
Fischereibehörde zur Änderung der Bescheinigung anzuzeigen. Die Bescheinigung ist 
zurückzugeben, wenn das Fischereifahrzeug nicht mehr in der Erwerbsfischerei einsetzt wird; 
das Fischereikennzeichen ist dann unverzüglich zu entfernen.  
 
(3) Die Kennzeichen sind auf jeder Seite am Bug des Fahrzeuges so hoch wie möglich, jedoch 
mindestens 1,5 m, bei Fahrzeugen unter 10 m Länge über alles (Länge ü.a.) 0,5 m, vom 
Steven entfernt zu führen. Buchstaben und Zahlen müssen in schwarzer oder weißer Farbe, 
die sich vom Untergrund abhebt, ausgeführt sein. Buchstaben sind in lateinischer 
Druckschrift, Zahlen in arabischen Ziffern auszuführen. Folgende Buchstabenhöhen und 
Strichbreiten sind mindestens einzuhalten:  
 
Bei Fahrzeugen bis 10 m Länge ü.a. 10 cm hoch, 2 cm breit; bei Fahrzeugen von 10 bis 17 m 
Länge ü.a. 25 cm hoch, 4 cm breit; bei Fahrzeugen über 17 m Länge ü.a. 45 cm hoch, 6 cm 
breit.  
 



(4) Die Kennzeichen dürfen nicht beseitigt, verändert, verdeckt oder unkenntlich gemacht 
werden.  
 
(5) Die Maschinenleistung von Fischereifahrzeugen muss sich durch ein an der Maschine 
befestigtes Typenschild ergeben. Wird die vom Hersteller angegebene Nennleistung geändert, 
ist neben dem neuen Typenschild eine vom Germanischen Lloyd bestätigte Bescheinigung der 
Firma, die die Veränderung durchgeführt hat, mitzuführen. Es ist verboten, Typenschilder zu 
entfernen, sie gegen andere auszutauschen oder sie zu fälschen.  
 
(6) Die Vorschriften des Bundes und der Europäischen Union über die Kennzeichnung von 
Schriften und über die an Bord von Fischereifahrzeugen zu führenden Dokumente bleiben 
unberührt.  

§ 16 
Fanggeräte an Pfählen 

(1) Bundgarne, bundgarnähnliche Geräte mit einer Gesamtlänge von über 30 m oder 
Pfahlreusen dürfen nur mit Genehmigung der oberen Fischereibehörde errichtet werden.  
 
(2) Beim Fischfang mit anderen Geräten einschließlich Handangeln ist von Bundgarnen, 
bundgarnähnlichen Geräten oder Pfahlreusen ein Abstand von mindestens 50 m einzuhalten. 
Dies gilt nicht, solange an den eingeschlagenen Pfählen keine Netze angebracht oder diese 
nicht fängig gestellt sind.  
 
(3) Wer eine Erlaubnis nach Absatz 1 besitzt, darf beim Einschlagen der Pfähle und beim 
Aussetzen der Geräte nicht behindert werden.  

§ 17 
Gegenseitige Störungen beim Fischfang 

(1) Wer mit beweglichen Fanggeräten, insbesondere Schleppnetzen, Zugnetzen, Dredgen oder 
Schleppangeln fischt, muss stehenden Fanggeräten, wie Stellnetzen einschließlich 
Heringsstellnetzen, Reusen, Hamen und Langleinen ausweichen.  
 
(2) Stellnetze oder Reihen von Stellnetzen dürfen nicht näher als 50 m zu anderen Stellnetzen 
gesetzt werden.  
 
(3) Um gegenseitige Störungen zu verhindern, kann die obere Fischereibehörde Fangplätze 
und die Reihenfolge des Fischfanges anordnen.  

§ 18 
Zusammengeratene Fanggeräte 

Sind Fanggeräte verschiedener Fischereibetriebe zusammengeraten, so ist eine 
Beeinträchtigung des Fischfanges und eine Beschädigung der fremden Geräte zu vermeiden. 
Wird das Aufnehmen stehender Geräte durch darüberliegende Geräte anderer 
Fischereibetriebe behindert und müssen die fremden Geräte getrennt werden, so sind sie 
wieder sachgemäß zu verbinden. Können fremde stehende Geräte nicht wieder an ihren 
früheren Platz ausgesetzt werden, sind sie vorsichtig zu bergen und der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer zurückzugeben oder, falls diese Person nicht bekannt ist, unverzüglich bei 
der für den Fundort zuständigen Außenstelle der oberen Fischereibehörde abzuliefern.  



§ 19 
Wadenfischerei 

(1) In die Zuglinie einer Wade dürfen keine anderen Fanggeräte eingesetzt werden. 
 
(2) Die obere Fischereibehörde kann Teile der Küstengewässer der Ostsee als Wadenzüge 
anerkennen. Ein Verzeichnis der anerkannten Wadenzüge liegt bei der örtlich zuständigen 
Außenstelle der oberen Fischereibehörde aus. 
 
(3) In der mittleren Schlei, von der Linie Kirche Arnis - Haus auf dem Schwonsberg bis zur 
Linie innere Ecke Hakenhöft - Südostecke Wittör, ist auf den anerkannten Wadenzügen 
Fischfang mit anderen Fanggeräten als Waden in den Monaten April bis Oktober von 
dienstags, 8.00 Uhr, bis sonnabends, 6.00 Uhr, verboten. 
 
(4) Die obere Fischereibehörde kann einzelnen Personen den Fischfang auf den anerkannten 
Wadenzügen mit anderen Fanggeräten als Waden in der Verbotszeit befristet gestatten, wenn 
die Wadenfischerei hierdurch nicht wesentlich beeinträchtigt wird.  
 
(5) Die Anwendung von Maschinenkraft bei der Zugwadenfischerei ist nur zum Aussetzen 
des Fanggerätes und zum Heranwinden der Wade an das verankerte Fahrzeug erlaubt.  

§ 20 
Kennzeichnung von Fanggeräten 

(1) Reihen von ausgelegten Stellnetzen einschließlich Heringsstellnetzen sowie 
Angelschnüren und Aalreusen sind an ihren Enden durch je zwei viereckige Flaggen 
übereinander (Doppelflaggen) zu kennzeichnen. Bei Gerätereihen bis zu 1.200 m 
Gesamtlänge ist darüber hinaus eine Einzelflagge in der Mitte der Reihe zu setzen; bei 
Gerätereihen über 1.200m Gesamtlänge sind in Abständen von höchstens 600 m 
Einzelflaggen zu setzen. Darüber hinaus sind Gerätereihen, die im spitzen Winkel ausgelegt 
werden, im Scheitelpunkt des Winkels mit einer dreieckigen Flagge zu kennzeichnen. Netze, 
die frei vom Meeresgrund bis zur Wasseroberfläche zum Heringsfang ausliegen 
(Heringsstellnetze), sind außerdem mit Schwimmkörpern so zu kennzeichnen, dass der 
Verlauf der Gerätereihe zu erkennen ist.  
 
(2) Für Netze sind rote Flaggen von mindestens 40 cm Kantenlänge und Radarreflektoren, für 
Angelschnüre und Aalreusen schwarze Flaggen von mindestens 20 cm Kantenlänge zu 
verwenden. In den Küstengewässern der Ostsee bis zu drei Seemeilen Abstand vom Ufer ist 
die Verwendung von Radarreflektoren freigestellt  
 
(3) Die Flaggen sind am oberen Ende der Bojen so zu befestigen, dass sie mindestens 1,50 m 
über die Wasseroberfläche herausragen. In Wassertiefen von weniger als 1,50 m kann die 
Höhe der Bojen von Aalreusen und Angelschnüren geringer sein.  
 
(4) Bei in Küstengewässern der Nordsee außerhalb der Basislinie ausliegenden Netzen 
müssen Flaggen abweichend von Absatz 3 mindestens 2 m über die Wasseroberfläche 
herausragen; zur Nachtzeit sind die Bojen mit einem Weißen Licht zu kennzeichnen, das bei 
guter Sicht mindestens zwei Seemeilen weit sichtbar ist.  
 
(5) An den Endbojen oder Endflaggen (Doppelflaggen) von Gerätereihen ist das 
Fischereikennzeichen des dazugehörigen Fischereifahrzeuges deutlich sichtbar anzubringen. 



Gleiches gilt, wenn für den in § 4 Abs. 3 bis 5 des Landesfischereigesetzes genannten Einsatz 
von Fanggeräten der betreffenden Person statt eines Fischereikennzeichens eine 
Registriernummer von der oberen Fischereibehörde erteilt worden ist. Baumkurren, 
Scheerbretter und Steertbojen sind ebenfalls mit dem Fischereikennzeichen des 
dazugehörigen Fahrzeuges zu versehen.  
 
(6) Handwaden sind durch eine am Steertende befestigte rote Boje von mindestens 30 cm 
Durchmesser kenntlich zu machen. 
 
(7) An Bundgarnen, bundgarnähnlichen Geräten und Pfahlreusen ist am äußersten Kopfpfahl 
oder der den äußersten Anker bezeichnenden Boje das Fischereikennzeichen des Fahrzeuges 
anzubringen.  
 
(8) In den Wattengebieten der Nordsee können zur Kennzeichnung ausgelegter Fanggräte, 
wie Aalreusen, Angelschnüre, Stellnetze sowie Hamen, anstelle der Flaggenbojen auch rote 
Bojen oder rote Kanister ohne Flaggen verwendet werden. Der Mindestdurchmesser dieser 
Bojen muss 40 cm, das Fassungsvermögen der Kanister mindestens 20 l betragen. In den 
trockenfallenden Küstengewässern der Nordsee kann in unmittelbarer Ufernähe ausgelegtes 
Fischereigerät auch mit einer Tafel gekennzeichnet werden; Stellnetze an Pfählen sind am 
Netzende zusätzlich mit einer roten Doppelflagge zu kennzeichnen.  
 
(9) Auch an der nach Absatz 8 zugelassenen Fanggerätekennzeichnung ist das 
Fischereikennzeichen des dazugehörigen Fischereifahrzeuges oder die erteilte 
Registriernummer der Betreiberin oder des Betreibers anzubringen. Ist ein 
Fischereikennzeichen oder eine Registriernummer nicht erteilt worden, so ist der Name die 
Anschrift der für das Fanggerät verantwortlichen fischereiausübenden Person anzubringen.  
 
(10) Gerätekennzeichen ohne Fanggeräte dürfen nicht ausgebracht werden.  

§ 21 
Fischereiaufsicht 

Wird der Schiffsführung eines Wasserfahrzeuges, von dem aus Fischfang betrieben wird, von 
einer Fischereiaufsichtsbeamtin oder einem Fischereiaufsichtsbeamten das Schallsignal kurz-
lang-kurz-kurz (.-..) oder ein Zeichen mit Blaulicht gegeben, hat sie ihr Fahrzeug 
unverzüglich zu stoppen oder nötigenfalls zu ankern. Auf Verlangen hat sie der 
Aufsichtsperson jede Hilfe bei der Erfüllung dienstlicher Aufgaben zu leisten.  

§ 22 
Befreiung und Ausnahmen 

(1) Die §§ 2, 7, 8, 10 und 14 finden für die obere Fischereibehörde, die 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei, die Biologische Anstalt Helgoland, die 
fischereiwissenschaftlichen Institute des Landes Schleswig-Holstein, das Institut für 
Hydrobiologie und Fischereiwissenschaft der Universität Hamburg sowie mit Zustimmung 
der oberen Fischereibehörde für andere wissenschaftliche Institute und Organisationen der 
Fischerei keine Anwendung.  
 
(1) Die obere Fischereibehörde kann den in Absatz 1 genannten Institutionen die Befreiung 
entziehen, wenn nachhaltige Beeinträchtigungen für die Fischerei zu befürchten sind.  
 



(3) Die obere Fischereibehörde kann Ausnahmen von den §§ 2, 3, 5 bis 8, 10, 12 Abs. 2, § 14 
Abs. 3 und § 19 Abs. 3 zulassen. Ausnahmen von § 12 sind auf Bereiche außerhalb von 
Naturschutzgebieten einzuschränken. Sie kann ferner Ausnahmen von § 14 Abs. 1 oder 2 
zulassen, sofern nach dem Stand der Technik umweltschonendere Fanggeräte eingesetzt oder 
umweltschonendere Fangbehandlungen vorgenommen werden sollen. 
 
(4) Befreiungen nach Absatz 1 und Ausnahmegenehmigungen nach Absatz 3 ersetzen nicht 
die nach § 14 des Landesfischereigesetzes erforderlichen privatrechtlichen Erlaubnisse zum 
Fischfang. 

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig nach § 46 Abs. 1 Nr. 15 des Landesfischereigesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

1. gegen § 2 Abs. 2 verstößt, 
2. entgegen § 2 Abs. 3 oder 4 untermaßige oder während der Schonzeit gefangene Fische 

nicht unverzüglich frei in das Fanggewässer zurücksetzt oder sie entgegen § 2 Abs. 4 
nicht von den anderen mitgefangenen Fischen von der Vermarktung trennt,  

3. entgegen § 3 Abs. 1 Fänge mit einem höheren Anteil an untermäßigen Muscheln 
anlandet,  

4. entgegen § 3 Abs. 2 Miesmuscheln fischt, 
5. entgegen § 4 Abs. 1 oder 2 Fanggeräte verwendet, 
6. entgegen § 5 Muschelkulturbezirke an den Eckpositionen nicht oder nicht 

vorschriftsmäßig kennzeichnet, 
7. entgegen § 6 Fische zu anderen Zwecken als dem unmittelbaren menschlichen 

Verzehr fischt, behandelt oder anlandet, 
8. entgegen § 7 im Laichschonbezirk, in Fischschonbezirken bzw. im Hummer- oder 

Walschutzgebiet die Fischerei ausübt, 
9. entgegen § 9 Abs. 1 den Fischfang mit verbotenen Fanggeräten ausübt oder beim Fang 

von Heringen oder Kabeljau/Dorsch Fanggeräte mit losen Haken ruckartig oder 
reißend einsetzt oder entgegen § 9 Abs. 2 den Fischfang mit frei treibenden Netzen 
ausübt, 

10. entgegen § 10 Fanggeräte mit geringeren Maschenöffnungen beim Fischfang 
verwendet,  

11. entgegen § 11 Abs. 1 verbotene Fanggeräte mit sich führt, 
12. entgegen § 12 über den Eigenbedarf hinaus, mit nicht zugelassenem Gerät oder in für 

den Badebetrieb gekennzeichneten Gebieten Wattwürmer an sich bringt,  
13. entgegen § 13 Abs 1 oder 2 die Fischerei mit Baumkurren oder Schleppnetzen 

betreibt, 
14. entgegen § 13 Abs 3 die Fischerei mit Schleppnetzen oder Snurrewaden ausübt,  
15. entgegen § 14 Abs. 1 mit Stellnetzen oder Heringsstellnetzen oder entgegen § 14 Abs. 

3 oder 4 in der Elbe oder ihren Nebengewässern fischt,  
16. entgegen § 14 Abs. 5 ausliegende Fanggeräte nicht kontrolliert und die Fänge nicht 

unverzüglich entnimmt, 
17. entgegen § 15 Abs. 1, 3 oder 4 sein Fischereifahrzeug nicht zur Registrierung 

anmeldet oder mit einem nicht angemeldeten bzw. nicht zugelassenen 
Fischereifahrzeug fischt oder dieses nicht vorschriftsmäßig kennzeichnet,  

18. entgegen § 15 Abs. 2 die ausgestellte Bescheinigung über die Kennzeichnung des 
Fahrzeuges nicht mitführt, einen Eigentümerwechsel, eine wesentliche Veränderung 



am Fahrzeug, eine Änderung der Verwendung, ein Einbau eines anderen Motors nicht 
anzeigt, die Bescheinigung nicht zurückgibt oder das Fischereikennzeichen nicht 
zurückgibt oder das Fischereikennzeichen nicht umgehend entfernt, 

19. entgegen § 15 Abs. 5 das Typenschild am Motor entfernt, auswechselt, fälscht oder 
die erforderliche Änderungsnachweise nicht mitführt, 

20. entgegen § 17 Abs. 1 stehenden Fanggeräten nicht ausweicht, entgegen § 17 Abs. 2 
Stellnetze näher als 50 m an andere Stellnetze setzt oder entgegen einer nach § 17 
Abs. 3 getroffenen Anordnung handelt, 

21. entgegen § 18 zusammengeratene Fischereigeräte nicht vorschriftsmäßig behandelt,  
22. entgegen § 19 Abs. 1 Fanggeräte in die Zuglinie einer Wade einsetzt, entgegen § 19 

Abs. 2 auf anerkannten Wadenzügen mit anderen Fanggeräten den Fischfang betreibt 
oder entgegen § 19 Abs. 5 bei der Zugwadenfischerei Maschinenkraft anwendet, 

23. entgegen § 20 Abs. 1 bis 9 Fanggeräte nicht oder nicht vorschriftsmäßig kennzeichnet 
oder entgegen § 20 Abs. 10 Gerätekennzeichen ohne Fischereigeräte ausbringt oder 

24. entgegen § 21 ein Stopsignal oder ein Verlangen zur Hilfeleistung nicht befolgt, 
25. entgegen § 17 ohne Erlaubnis des Fischereiberechtigten Hausgeflügel in fremde 

Fischereigewässer einlässt, 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 8 Abs. 1 ohne Genehmigung oder zu anderen Zwecken den Fischfang 
unter Anwendung elektrischen Stroms ausübt. 

2. entgegen § 16 Abs. 1 ohne Genehmigung Fanggeräte an Pfählen errichtet oder 
entgegen Nebenbestimmungen einer Genehmigung oder entgegen § 16 Abs. 2 handelt 
oder  

3. entgegen Nebenbestimmungen zu nach § 22 Abs. 3 erteilten Genehmigungen und 
Befreiungen handelt. 

§ 24 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ihrer Verkündigung in Kraft. 
 
(2)Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Ausübung der Fischerei in den 
Küstengewässern (Schleswig-Holsteinische Küstenfischereiordnung - KüFO) vom 1. April 
1994 (GVOBl. Sch.-H. S. 201)*) außer Kraft.  
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.  
 
Kiel, den 23. Juni 1999 

Klaus Buß 
Minister 

für ländliche Räume, Landwirtschaft, 
Ernährung und Tourismus 

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 793-2-9 
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